3 Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 2 Ausgegeben Danzig, den 25. Januar 1927 


Juhalt. Verordnung zur Ueberleitung des Zivil- und Strafprozeſſes in die Juſtizreform (S. 3). — Ver⸗ 
ordnung zur Abänderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes (S. 4). — Verordnung zur Abänderung der Strafprozeß⸗ 
ordnung (S. 11). — Verordnung betreffend die Aufhebung der Beſtimmungen über das Wuchergericht (S. 25). — 
Verordnung betreffend Jugendgerichte (S. 26). — Verordnung zur Abänderung der Zivilprozeßordnung einſchließlich 
der damit im Zuſammenhang ſtehenden Aenderung der Entlaſtungsbekanntmachung und des Bürgerlichen Geſetzbuches 
(S. 96) — Verordnung zur Abänderung des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes und der Gebührenordnung für Necht3- 
anwälte S. 40). — Rechtsverordnung zur Vereinfachung der Verwaltung (Verwaltungsgerichtsbarkeit (S. 42). — 
Ausführungsverordnung zur Rechtsverordnung vom 7. Januar 1927 zur Vereinfachung der Verwaltung (Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit S. 46. 


Qt 


Verordnung 
zur überleitung des Zivil⸗ und Strafprozeſſes in die Juſtizreform. 
Vom 18. 1. 1927. 


Auf Grund des S 1 des Geſetzes vom 29. November 1926 (et, Bl. S. 317) wird folgendes mit 


Geſetzeskraft verordnet: i 


Die nachſtehend verkündeten Verordnungen: 

a) zur Abänderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes (Seite 4), 

b) zur Abänderung der Strafprozeßordnung (Seite 11), 

e) betreffend die Aufhebung ber Beſtimmungen über das Wuchergericht (Seite 25), 

d) betreffend Jugendgerichte (Seite 26), 

e) zur Abänderung der Zivilprozeßordnung einſchl. der damit in Zuſammenhang ſtehenden Anderung 
der Entlaſtungsbekanntmachung und des Bürgerlichen Geſetzbuches (Seite 26), 

) zur Abänderung des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes und der Gebührenordnung für Rechtsanwälte (Seite 40) 

treten mit den nachſtehenden Ausnahmen am 1. Februar 1927 in Kraft. 

1. Die Beſtimmungen der Artikel IX bis XIII der Verordnung zur Abänderung der Strafprozeßordnung 
treten erſt am 1. März 1927 in Kraft. 

2. Den Zeitpunkt des Inkrafttretens ſämtlicher Beſtimmungen bezüglich des Güteverfahrens beſtimmt der 
Senat. Bis dahin bleiben die auf die vergleichsweiſe Erledigung von Rechtsſtreitigkeiten bezüglichen 
bisherigen Vorſchriften in Kraft. 

Alle Maßnahmen, die infolge der beabſichtigten Veränderungen in der Einrichtung der Gerichte 
erforderlich werden, können jedoch ſofort nach Verkündung dieſer Verordnung getroffen werden. 


II. ribs 

Die am 1. Februar 1927 in I. Inſtanz anhängigen Strafſachen, für bie nach den neuen Beſtimmungen 
die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte begründet wird, gehen in der Lage, in der ſie ſich befinden, auf das nach 
den neuen Vorſchriften berufene Gericht über. Solange der Termin zur Hauptverhandlung noch nicht 
beſtimmt iſt, kann die Staatsanwaltſchaft die in SS 25 Abſ. 1 Ziffer 2c, 26, 29 Abſ. 2, G. V. G. 
vorgeſehenen Anträge ſtellen. Die zur Überleitung des Verfahrens erforderlichen Beſtimmungen trifft der Senat. 

Eine begonnene Hauptverhandlung iſt nach den bisherigen Vorſchriften zu Ende zu führen. 

Gegen die vor dem 1. Februar 1927 oder auf Grund einer nach den bisherigen Vorſchriften zu 
Ende geführten Hauptverhandlung erlaſſenen Urteile der Strafkammer und der Schwurgerichte findet die 
Reviſion nach den bisherigen Vorſchriften ſtatt. Wird ein Urteil, das die Strafkammer in 1. Inſtanz 
erlaſſen hat, vom Reviſionsgericht aufgehoben und die Sache zurückverwieſen, jo findet die neue Haupt⸗ 
verhandlung vor dem Schöffengericht ſtatt; die Staatsanwaltſchaft kann vor Anberaumung des Haupt⸗ 
verhandlungstermins die in 88 25 Abſ. 1 Ziffer 2c, 26, 29 Abſ. 2 G. V. G. vorgeſehenen Anträge 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 2. 2. 1927). 


Dellen. Dasſelbe gilt, wenn ein Urteil des Schwurgerichts vom Reviſionsgericht aufgehoben und die Sache 
zurückverwieſen wird, ſofern nach 8 80 G. V. G. das Schwurgericht nicht mehr zuſtändig ijt. 

Wird ein Urteil, das die Strafkammer in J. Inſtanz erlaſſen hat, mit dem Antrag auf Wieder⸗ 
aufnahme des Verfahrens angefochten, ſo entſcheidet darüber, ob der Antrag zuläſſig und begründet iſt, die 
Strafkammer. Die erneute Hauptverhandlung findet vor dem Schöffengericht ſtatt. Wird der Antrag auf 
Wiederaufnahme eines durch Urteil des Schwurgerichts abgeſchloſſenen Verfahrens für begründet erklärt, ſo 
findet, ſofern nach $ 80 G. V. G. das Schwurgericht nicht mehr zuſtändig iſt, die erneute Hauptverhandlung 
vor dem Schöffengerichte ſtatt. Abſatz 3 Satz 2 Halbſatz 2 gilt entſprechend. 

Der Senat kann weitere Vorſchriften zur Ueberleitung anhängiger Strafſachen erlaſſen. 


III. 
Die Vorſchriften der Verordnung zur Abänderung der Zivilprozeßordnung finden auf die am 
1. Februar 1927 anhängigen Rechtsſtreitigkeiten mit folgenden Maßgaben Anwendung: 
Die Vorſchriften über das Güteverfahren finden in denjenigen Fällen keine Anwendung, in denen 


die Klage oder der Antrag auf Erlaſſuug des Zahlungbefehls vor dem Inkrafttreten der Beſtimmungen des 
Güteverfahrens eingereicht war. 

Die Vorſchriften über die Zurückweiſuug verſpäteten Vorbringens innerhalb einer Inſtanz (88 279, - 
283 der Zivilprozeßordnung in der neuen Faſſung) finden nur inſoweit Anwendung, als das Vorbringen 
in einer nach dem 1. Februar 1927 abgehaltenen mündlichen Verhandlung angebracht werden konnte. 

— Die Znläſſigkeit eines Rechtsmittels gegen die vor dem J. Februar 1927 verkündeten Entſcheidungen 
richtet ſich nach den bisherigen Vorſchriften. c 

Die Vorſchriften über die Berufungsbegründung finden nur auf die nach dem 1. Februar 1927 
eingelegten Berufungen Anwendung. 
e Die Zurückweiſung eines neuen Vorbringens in der Berufungsinſtanz ijt nur in den Fällen zu— 
läſſig, in denen die letzte mündliche Verhandlung der 1. Inſtanz nach dem 1. Februar 1927 abgehalten 


worden iſt. : ; 
Iſt ein Schriftſatz der in S 281 bezeichneten Art vor bem 1. Februar 1927 zugeſtellt oder gemäß 


8 496 Abſ. 4 3. P. O. mitgeteilt worden, jo tritt die Rechtshängigkeit mit dem 1. Februar 1927 ein. 
IV. 
Dem Senat bleibt vorbehalten, den Text des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeßordnung und 
der Strafprozeßordnung in der aus den vorliegenden Verordnungen ſich ergebenden neuen Faſſung im 
Geſetzblatt bekanntzumachen und ihn gleichzeitig den beſtehenden ſtaatsrechtlichen Verhältniſſen anzupaſſen. 


Danzig, den 18. Januar 1927. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Schwartz. 


6 Verordnung 
zur Abänderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 
Vom 18. 1. 1927. 

Auf Grund des $ 1 des Geſetzes vom 29. November 1926 (Geſetzblatt S. 317) wird folgendes 
mit Geſetzeskraft verordnet. : 

Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 27. Januar 1877 in der für Danzig geltenden Faſſung — ab- 
geändert durch: 
Gë bie Verordnungen des Staatsrats vom 16.6.1920 und 11.8.1920 (St. Anz. 1920 S. 149 und S. 233), 
das Geſetz vom 23. April 1921 (Geſ. Bl. 1921 S. 39), 
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das Geſetz vom 19. März 1924 (Geſ. Bl. 1924 S. 89), 
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„ „ 6. Oktober 1925 („ „ 1925. S. 266) 


wird wie folgt abgeändert: 

Artikel 1. 
§ 6 erhält folgende Faſſung: ö 
Die Richter werden nach Maßgabe der Verfaſſung auf Lebenszeit gewählt. Frauen können gleich— 
falls gewählt werden. 
5 N Artikel 2. 

$ 12 erhält folgende Faſſung: 

Die us ſtreitige Gerichtsbarkeit wird durch die Amtsgerichte, durch das Landgericht und das 
Obergericht zu Danzig ausgeübt. 
Der Bezirk des Landgerichts und des Obergerichts umfaßt das Gebiet der Freien Stadt Danzig. 
Das Obergericht hat ſeinen Sitz in der Stadt Danzig. 


Artikel 3. 
a) S 22 erhält folgenden Abſatz 2: 
e Gin e jd kann zugleich v a oder Direktor bei dem EE Landgericht ſein. 
b) der frühere Abſatz 2 folgt als Abſatz 3 
c) der frühere Abſatz 3 folgt als Abſatz 4 in folgender Faſſung: 
Jeder Amtsrichter erledigt die ihm obliegenden Geſchäfte, ſoweit dieſes Git nichts anderes 
beſtimmt, als Einzelrichter. 
Artikel 4. 
a) Der bisherige 8 S 24 erhält die Bezeichnung „§ 27“. 
b) Als § 24 tritt folgende Beſtimmung: 
8 24. 
In Strafſachen find die Amtsgerichte zuftändig für: 
1. Übertretungen, 
2. Vergehen, 
3. folgende Verbrechen: 
a) die Verbrechen, die mit Gefängnis oder Feſtungshaft oder mit Zuchthaus von höchſtens 
10 Jahren allein oder in Verbindung mit anderen Strafen oder mit Nebenfolgen bedroht 
ſind, ſoweit für ſie nicht das Obergericht zuſtändig iſt; ausgenommen ſind die Verbrechen 
des Meineides in den Fällen der SS 153 bis 155, 157 und 158 des Strafgeſetzbuchs; 
b) die Verbrechen des Widerſtandes im Falle des S 119, der Falſchmünzerei in den Fällen 
der SS 146, 147, 149, des Rückfalldiebſtahls im Falle des § 244, des Raubes in den 
Fällen der SS 249, 250, des räuberiſchen Diebſtahls und der EE Erpreſſung in 
den Fällen der SS 252 unb 255, wenn die Strafe aus den §§ 249, 250 zu, entnehmen 
ijt, der Rückfallhehlerei im Falle des S 261 Abſ. 1 unb der ſchweren K ee im 
Amte im Falle des S 340 Abſ. 2 des Strafgeſetzbuchs; 
c) die Verbrechen des betrügeriſchen Bankrotts in den Fällen ber SS 239, 244 der Konkurs⸗ 
ordnung und der Unterſchlagung fremder Wertpapiere in den Fällen der $8 11, 12 Abſ. 2 
Nr. 2 des Geſetzes betreffend die Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung ae Wert⸗ 
papiere vom 5. Juli 1896 (Reichsgeſetzblatt S. 183, 194). 


Artikel 5. 
a) Die 88 25 bis 29 werden aufgehoben. 
b) Als 8 25 tritt folgende Beſtimmung: 
8 25. 
Der Amtsrichter entſcheidet allein: 
1. bei Uebertretungen; 
2. bei Vergehen, 
a) wenn ſie im Wege der Privatklage verfolgt werden; 
b) wenn die Tat mit keiner höheren Strafe als Gefängnis von höchſtens ſechs Monaten, allein 


oder in Verbindung mit anderen Strafen oder mit Nebenfolgen bedroht iſt; 
c) wenn die Staatsanwaltſchaft es bei Einreichung der Anklageſchrift oder, falls es einer Antlage⸗ 


ſchrift nicht bedarf, bei der mündlichen Erhebung der Anklage beantragt. 
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: warten ijt, daß auf feine ſchwerere Strafe als Gefängnis von höchſtens einem Jahre, allein oder in 

4 Verbindung mit anderen Strafen ober mit Nebenfolgen erkannt werden wird. 

Erhebt bei Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben und 

Geefälle die Verwaltungsbehörde die öffentliche Klage, ſo kann ſie den Antrag in gleicher Weiſe ſtellen, 
wie die Staatsanwaltſchaft. 

c) Als S 26 tritt folgende Beſtimmung: 

8 8 20. 

: Der Amtsrichter allein entjcheidet ferner bei den Verbrechen des ſchweren Diebſtahls und der Hehlerei 

ſowie bei ſolchen ſtrafbaren Handlungen, die nur wegen Rückfalls Verbrechen find, wenn die Staats- 

f anwaltſchaft es bei Einreichung der Anklageſchrift oder, falls es einer Anklageſchrift nicht bedarf, bei 

s ber mündlichen Erhebung ber Anklage beantragt. 


j| 6 : 
| Die Staatsanwaltſchaft ſoll den im Abſatz 1 Nr. 2c bezeichneten Antrag nur ſtellen, wenn zu er- 
Der Beſchuldigte kann während der für die Erklärung auf bie Anklageſchrift geſetzten Friſt ober, falls 


kammer die Zuziehung anordnet. Die Zuziehung ſoll nur erfolgen, wenn ſie nach Umfang und 
Bedeutung der Sache notwendig erſcheint. 
§ 25 Abſ. 3 findet entſprechende Anwendung. 


Artikel 7. 


8 35. 
Die Berufung zum Amte eines Schöffen dürfen ablehnen: | 

l. a) Mitglieder des Volkstages, | 
b) Staatsbeamte, welche auf ihren Antrag vom Senat als unabkömmlich anerkannt werden; 

2. Perſonen, welche im letzten Geſchäftsjahre die Verpflichtung eines Geſchworenen oder an wenigſtens 
5 Sitzungstagen die Verpflichtung eines Schöffen erfüllt haben; 

3. Arzte, Krankenpfleger und Hebammen; 

4. Apotheker, welche keine Gehilfen haben; 

5. Perſonen, welche das fünfundſechzigſte Lebensjahr zur Zeit der Aufſtellung der Urliſte vollendet haben 
oder es bis zum Ablauf des Geſchäftsjahres vollenden würden; 

6. Frauen, welche glaubhaft machen, daß ihnen bie Fürſorge für ihre Familie oder ihrer Obhut anver- 
traute Perſonen die Ausübung des Amtes in beſonderem Maße erſchwert. 


N | 
Artikel 8. | 
| 


1 ohne ſchriftlich erhobene Anklage zur Hauptverhandlung gejchritten wird, bis zum Beginn feiner Ver- 

; nehmung zur Sache widerſprechen. Er ijt bei der Mitteilung der Anklageſchrift oder, falls ohne 

1 ſchriftlich erhobene Anklage zur Hauptverhandlung geſchritten wird, vor dem Beginn ſeiner Vernehmung 

Bi zur Sache über fein Recht zum Widerſpruche zu belehren. 

L 

L Artikel 6. 

P, a) Die Ueberſchrift „4. Titel, Schöffengerichte“ (bisher vor bem S 25 ff.) erhalten nunmehr bie 88 28 ff. 

d b) Als $ 28 tritt folgende Beſtimmung: 

E $ 28. 

E Für die Verhandlung und Entſcheidung der zur Zuſtändigkeit der Amtsgerichte gehörenden 

Strafſachen werden, ſoweit nicht der Amtsrichter allein entſcheidet (8S 25, 26), bei dem Amtsgericht 

E! in Danzig Schöffengerichte gebildet. 

15 c) Als § 29 tritt folgende Beſtimmung: 

M 

" 8 29. 

t Die Schöffengerichte beſtehen aus dem Amtsrichter als Vorſitzenden und zwei Schöffen. 

3 Ein zweiter Amtsrichter ijf zuzuziehen, falls die Staatsanwaltſchaft und der Amtsrichter es für 
erforderlich halten oder bei Meinungsverſchiedenheiten auf Antrag eines von ihnen die Beſchlußſtraf⸗ 

: 


ad 


N 8 35 erhält folgende Faſſung: 


8 42 erhält folgende Faſſung: 
8 42. 

Aus der berichtigten Urliſte wählt ber Ausſchuß für das nächte Geſchäftsjahr die erforderliche 
Zahl von Schöffen. | 
Der beim Amtsgericht in Danzig zuſammentretende Ausſchuß wählt außerdem die erforderliche | 
Zahl ber Perſonen, welche in der vom Ausschuß feſtzuſetzenden Reihenfolge an die Stelle wegfallender | 
Schöffen treten (Hilfsſchöffen). Die Wahl ift auf Perſonen zu richten, welche am Sitze des Amtsgerichts 
oder in deſſen nächſter Umgebung wohnen. | 
| 


7 


Artikel 9. 
8 43 erhält folgende Faſſung: 
8 43. 
Die erforderliche Zahl von Hauptſchöffen und Hilfsſchöffen wird durch ben Präſidenten (88 59, 
115) beſtimmt. 
Die Beſtimmung der Zahl der Hauptſchöffen erfolgt in der Art, daß vorausſichtlich jeder höchſtens 
zu fünf ordentlichen Sitzungstagen im Jahre herangezogen wird. 
Der Präſident verteilt die Zahl der erforderlichen Hauptſchöffen auf die einzelnen Amtsgerichts⸗ 
bezirke unter Berückſichtigung ihrer Einwohnerzahl. 
Artikel 10. 
44 erhält folgende Faſſung: 
8 44 erhält folgende Faſſung 8 44 
Die Namen der erwählten Hauptſchöffen und Hilfsſchöffen werden bei dem Amtsgericht in Danzig 
in geſonderte Verzeichniſſe aufgenommen (Jahresliſten). 


Artikel 11. 


8 45. 
Die Tage der ordentlichen Sitzungen des Schöffengerichts werden für das ganze Jahr im voraus 
eſtgeſtellt. 

Die Reihenfolge, in welcher die Hauptſchöffen an den einzelnen ordentlichen Sitzungen des Jahres 
teilnehmen, wird durch Ausloſung in öffentlicher Sitzung des Amtsgerichts Danzig beſtimmt. Das Los 
zieht der Amtsrichter. Iſt für eine Sitzung eine Frau ausgeloſt worden, fo find weiter auf eine Frau 
lautende Ausloſungen für dieſe Sitzung unwirkſam. 

Über die Ausloſung wird von dem Gerichtsſchreiber ein Protokoll aufgenommen. 


Artikel 12. 


$ 45 erhält folgende Faſſung: 


8 49 erhält folgende Faſſung: 
gende Faſſung 8 49. 


Wird zu einzelnen Sitzungen die Zuziehung anderer als der zunächſt berufenen Schöffen erforderlich, 


ſo erfolgt ſie aus der Zahl der Hilfsſchöffen nach der Reihenfolge der Jahresliſte mit der Maßgabe, daß 


Ang anftelle eines zunächſt berufenen Mannes ein Mann, anftelle einer zunächſt berufenen Frau eine 
rau tritt. 

Würde durch die Berufung der Hilfsſchöffen nach der Reihenfolge der Jahresliſte eine Vertagung 
der Verhandlung oder eine erhebliche Verzögerung ihres Beginnes notwendig, ſo ſind die nicht am Sitze 
des Gerichts wohnenden Hilfsſchöffen zu übergehen. / 


Artifel 13. 
8 56. 
8 56 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

Schöffen und Vertrauensperſonen des Ausſchuſſes, welche ohne genügende Entſchuldigung zu den 
Sitzungen nicht rechtzeitig ſich einfinden, oder ihren Obliegenheiten in anderer Weiſe ſich entziehen, ſind zu 
einer Ordnungsſtrafe bis dreihundert Gulden ſowie in die verurſachten Koſten zu verurteilen. 

Artikel 14. 
a) 8 57a erhält die Bezeichnung „§ 58“. 
b) Die Überſchrift „5. Titel. Landgericht“ (bisher vor den 88 58 ff.) erhalten nunmehr die S8 59 ff. 
c) Die SS 58 bis einſchl. 72 erhalten die Bezeichnung „59 bis 73“. 


Artikel 15. 
S 59. 
a) Der $ 58 erhält als § 59 folgende Faſſung: 
Das Landgericht wird mit einem Präfidenten (8 119 Abſ. 2) und der erforderlichen Anzahl 
von Direktoren und Mitgliedern beſetzt. 
Die Direktoren und die Mitglieder des Landgerichts können gleichzeitig Amtsrichter im Bezirk 


des Landgerichts ſein. 
E Artikel 16. 


8 61 erhält als S 62 folgende Faſſung: 

Den Vorſitz im Plenum führt der Präfident, den Vorſitz in den Kammern führen die Direktoren. 
Den Vorſitz in der kleinen Strafkammer (8 76 Abſ. 2) kann auch ein Mitglied des Landgerichts führen, das 
vom Präſidium für die Dauer eines Geſchäftsjahres beſtimmt wird. 
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8 
liber bie Verteilung des Vorſitzes in den Kammern entſcheiden der Präſident und die Direktoren 
nach Stimmenmehrheit; im Falle der Stimmengleichheit gibt die Stimme des Präſidenten den Ausſchlag. 

Artikel 17. 

a) 8 65 Abſ. 1 erhält als § 66 folgenden Satz 2: 

Für den Vorſitzenden der kleinen Strafkammer beſtimmt das Präſidium den regelmäßigen Ver— 
tretec vor Beginn des Geſchäftsjahres. 
b) Der bisherige Abſatz 2 des S 65 fällt fort. 


Artikel 18. 

Der § 72 erhält als § 73 folgende Faſſung: 

8 73. 

Die Strafkammern find zuſtändig für die bie Vorunterſuchung und deren Erg'bniſſe betreffenden 
Entſcheidungen, welche nach den Vorſchriften der Strafprozeßordnung von dem Gerichte zu erlaſſen ſind; ſie 
entſcheiden über Beſchwerden gegen Verfügungen des Unterſuchungsrichters und des Amtsrichters ſowie gegen 
Eniſcheidungen des Amtsrichters und der Schöffengerichte: Die Beſtimmungen über die Zuſtändigkeit des 
Obergerichts werden hierdurch nicht berührt. ! 

Die Strafkammern erledigen außerdem bie in ber Strafprozeßordnung den Landgerichten zugewieſenen 
Geſchäfte. 

Artikel 19. 
a) Die $8 73 bis einſchließlich 78 werden aufgehoben. 
b) Es treten an ihre Stelle: 
8 74. 

Die Strafkammern ſind als erkennende Gerichte zuſtändig für die Verhandlung und Entſcheidung 

über das Rechtsmittel der Berufung gegen die Urteile des Amtsrichters und des Schöffengerichis. 


§ 75. 5 

Die Zivilkammern ſind, ſoweit nicht nach den Vorſchriften der Prozeßgeſetze an Stelle der Kammer 

der Einzelrichter zu entſcheiden hat, mit drei Mitgliedern einſchließlich des Vorſitzenden b ſetzt. 
: $ 76. 

Die Strafkammern entſcheiden außerhalb der Hauptverhandlung in ber Beſetzung von drei Mitgliedern 
mit Einſchluß des Vorſitzenden (Beſchlußſtrafkammer). 

In der Hauptverhandlung iſt die Strafkammer beſetzt: 

mit dem Vorſitzenden und zwei Schöffen (kleine Strafkammer), wenn ſich die Berufung gegen ein 
Urteil des Amtsrichters richtet, es Tei denn, daß im Falle des S 25 Abi. 1 Nr. 2c auf eine Freiheitsſtrafe 
von mehr als einem Jahre erkannt ijt, oder im Falle des § 26 der Amtsrichter allein erkannt fat; 

mit drei Richtern mit Einſchluß des Vorſitzenden und zwei Schöffen (große Straſkammer), wenn 


ſich die Berufung gegen ein Urteil des Schöffengerichts oder des Amtsrichters richtet, ſoweit nicht über deſſen 


Urteile die kleine Strafkammer entſcheidet. SI 
77. 

Für die Schöffen der Strafkammer gelten entſprechend die Vorſchriften über die Schöffen des 
Schöffengerichts mit folgender Maßgabe: 

Die Namen der gewählten Hauptſchöffen und der Hilfsſchöffen werden von dem Amtsrichter dem 
Präſidenten mitgeteilt. Dieſer ſtellt bie Namen der Hauptſchöffen zur Jahresliſte der Hauptſchöffen zufammen- 

An die Stelle des Amtsrichters tritt für bie Ausloſung der Reihenfolge, in der die Hauptſchöffen 
an den einzelnen ordentlichen Sitzungen der Strafkammer teilnehmen, und für die Streichung eines Schöffen 
von der Jahresliſte des Landgerichts der Präſident; im übrigen tritt an die Stelle des Amtsrichters der 
Vorſitzende der Strafkammer. 

Niemand ſoll für dasſelbe Geſchäftsjahr zugleich als Schöffe für das Schöffengericht und für die 
Strafkammer beſtimmt werden. ft dies dennoch geſchehen, oder ijt jemand für dasſelbe Geſchäſtsjahr in 
mehreren Bezirken zu dieſen Amtern beſtimmt worden, jo hat ber Einberufene das Amt zu übernehmen, zu 
welchem er zuerſt einberufen wird. i 


§ 80 erhält folgende Faſſung: 


Artikel 20. 


8 80. 
Die Schwurgerichte find zuſtändig für die Verbrechen, welche nicht vor das Obergericht oder vor 
das Amtsgericht gehören. i 
Artikel 21. : 
§ 81 erhält folgende Faſſung: : 
| 8 81. : 
Das Schwurgericht beſteht aus drei Richtern mit Einſchluß des Vorſitzenden und ſechs Geſchworenen. 


[ 


——— 
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Artikel 22. 
& 82 erhält folgende Faſſung: 
§ 82. 


Die Richter und die Geſchworenen entſcheiden über die Schuld⸗ und Straffrage gemeinſchaftlich; 
während der Hauptverhandlung üben die Geſchworenen das Richteramt im gleichen Umfang wie die Schöffen aus. 
Außerhalb der Hauptverhandlung entſcheiden während der Tagung die richterlichen Mitglieder des 
Schwurgerichts; außerhalb der Tagung entſcheidet die Strafkammer des Landgerichts (Beſchlußſtrafkammer). 


Artikel 23. 
§ 83 Abſ. 1 und 2 erhalten als Abſ. 1 folgende Faſſung: 
83 


Der Präſident ernennt für jede Tagung des Schwurgerichts aus der Zahl der feſtangeſtellten Richter 
der Freien Stadt Danzig den Vorſitzenden und die übrigen richterlichen Mitglieder des Schwurgerichts, ſo⸗ 
wie ihre Stellvertreter. 
Artikel 24. 

a) Die S8 84 bis einſchließlich 94 werden aufgehoben. 
b) An ihre Stellen treten folgende Beſtimmungen: 
8 84. 

Für bie Geſchworenen gelten die auf die Schöffen bezüglichen Vorſchriften ber SS 31 bis 57 und 
77 entſprechend mit den ſich aus dem Abſatz 2 und ben SS 85 bis 90 ergebenden Maßgaben. 

Mindeſtens die Hälfte der zu einer Tagung heranzuziehenden Geſchworenen müſſen Männer ſein. 

Die Zahl der Hauptgeſchworenen iſt ſo zu beſtimmen, daß vorausſichtlich jeder Hauptgeſchworene 
nur zu einer Tagung des Schwurgerichts im Geſchäftsjahr herangezogen wird. a f 

§ 86. 

Die Reihenfolge, in der die Hauptgeſchworenen an den Tagungen des Schwurgerichts teilnehmen, 
wird für das ganze Geſchäftsjahr im voraus durch Ausloſung beſtimmt. Der Präſident ſetzt die Ge⸗ 
ſchworenen von der Ausloſung mit dem Hinzufügen in Kenntnis, daß ihnen darüber, ob und zu welchem 
Tage fie einberufen werden, eine weitere Nachricht zugehen werde. 

§ 87. 5 

Der Präſident beſtimmt, wann das Schwurgericht zuſammentritt und ordnet die Einberufung der 
Hauptgeſchworenen für die einzelne Tagung nach der Reihenfolge ihrer Ausloſung an; zwiſchen der 3u- 
ſtellung der Ladung und dem Beginn der Tagung ſoll eine Friſt von zwei Wochen liegen. 

8 88. 
Der Präſident entſch idet über die von den Geſchworenen vorgebrachten Ablehnungsgründe, ſowie 
darüber, ob ein Geſchworener ferner zur Dienſtleiſtung heranzuziehen iſt. f 
Artikel 25. 
a 95 erhält als § 89 folgende Faſſung: 
8 89. 

Erſtreckt ſich eine Tagung des Schwurgerichts über den Endtermin des Geſchäftsjahres hinaus, ſo 

bleiben die Geſchworenen, welche dazu berufen ſind, bis zum Schluſſe der Tagung zur Mitwirkung verpflichtet. 


Artikel 26. 
$ up wird aufgehoben. 

: Artikel 27. 
S 97 erhält als S 90 folgende Faſſung: 


Niemand ſoll für dasſelbe Geſchäftsjahr als Geſchworener und als Schöffe beſtellt werden. 

Iſt dies dennoch geſchehen, ſo hat der Einberufene das Amt zu übernehmen, zu welchem er zuerſt 
einberufen iſt 
e Artikel 28. 
a) S 98 erhält bie Bezeichnung „91“. 
b) $ 99 wird aufgehoben. c ' 
c) bie 88 100, 100 a, 101 bis 105, 105 a, 106 bis 108, 108 a, 109 bis einſchließlich 123 erhalten die 

Bezeichnung 93 bis 119. i; e 
Artikel 29. 
In $ 101 (jebt 95) 

a) erhalten die bisherigen Ziffern 3 bis 5 bie Bezeichnung 4 bis 6; 
p) wird folgende Ziffer 3 eingefügt: „auf Grund des Scheckgeſetzes“; 


| 10 
| €) erhält die bisherige Ziffer 4 (als Ziffer 5) bie Faſſung: „auf Grund des Geſetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb vom 7. Juni 1904 (Reichsgeſetzbl. S. 499)" ; f 
d) fällt die bisherige Ziffer 6 fort. 
Artikel 30. 

a) Im § 102 (jebt 96) Abſ. 2 treten anſtelle der Worte: „In den Fällen der SS 505, 506 der 3. P. O.“ 
die Worte: „Iſt ein Rechtsſtreit nach den Vorſchriften der 88 276, 506 der Zivilprozeßordnung vom 
Amtsgericht an das Landgericht zu verweiſen, ſo“. 

b) Im 8 109 (jetzt 105) erhält der Abſ. 1 den Zuſatz: „ſoweit nicht nach den Vorſchriften der Prozeß⸗ 
geſetze anſtelle der Kammer der Einzelrichter zu entſcheiden hat.“ 

Artikel 31. 
8 112 (etzt 108) erhält folgende Faſſung: 
8 108. 
Die Handelsrichter werden auf gutachtlichen Vorſchlag der Handelskammer vom Richterwahlaus⸗ 
ſchuß für die Dauer von drei Jahren gewählt; eine wiederholte Wahl ijt nicht ausgeſchloſſen. 
i Artikel 32. 
a) Der 8. Titel erhält die Überſchrift „Obergericht“. 
b) $ 119 (jegt 115) erhält folgende Faſſung: kd 
5. 

Das Obergericht wird mit einem Präſidenten und der erforderlichen Anzahl von Senats— 
präſidenten und Räten beſetzt. 

Der Präſident ijt gleichzeitig Präſident des Landgerichts (8 59). Er übt eine richterliche 
Tätigkeit nur bei dem Obergericht aus und beſtimmt vor Beginn eines jeden Geſchäftsjahres deu 
Senat des Obergerichts, dem er ſich als Vorſitzender anſchließt. 

e) In ben 8$ 120 ff. (jetzt 116 ff.) ſowie in ſonſtigen Beſtimmungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes tritt 
an die Stelle der Worte „die Oberlandesgerichte“ die Bezeichnung „das Obergericht“. 

d) 8 121 (jebt 117) erhält folgenden Abſatz 2: 

Der Präſident wird im Falle der Verhinderung in ſeinen übrigen durch dieſes Geſetz 
beſtimmten Geſchäften durch den Senatspräſidenten vertreten, welcher dem Dienſtalter nach und bei 
gleichem Dienſtalter der Geburt nach der älteſte iſt. 

Artikel 33. 
8 123 (jetzt 119) erhält folgende Faſſung: 


Das Obergericht iſt unbeſchadet der Vorſchrift des Artikel 3 Abſ. 1 Satz 2 des Geſetzes über die 
Abänderung der Gerichtsverfaſſung vom 23. April 1921 (Geſ. Bl. S. 39) zuſtändig für die Verhandlung 
und Entſcheidung über die Rechtsmittel: 

1. der Berufung gegen bie Endurteile des Landgerichts in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten; 

2. der Beſchwerde gegen Entſcheidungen des Landgerichts in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten; 

3. der Reviſion gegen Urteile der Strafkammern in der Berufungsinſtanz und gegen Urteile des Schwur— 
gerichts; 

4. der Beſchwerde gegen ſtrafrichterliche Entſcheidungen erſter Inſtanz, ſoweit nicht die Zuſtändigkeit der 
Strafkammer begründet iſt, und gegen Entſcheidungen der Strafkammern in der Beſchwerdeinſtanz 
und der Berufungsinſtanz. 

In Strafſachen iſt das Obergericht ferner zuſtändig für die Unterſuchung und Entſcheidung in 
erſter und letzter Inſtanz in den Fällen des Hochverrats und des Landesverrats. 

Artikel 34. 

a) Der bisherige S 124 erhält unter der neuen Bezeichnung 122 den Zuſatz: , 

„ſoweit nicht nach den Vorſchriften der Prozeßgeſetze anftelle des Senats ber Einzelrichter zu 
entſcheiden hat.“ | 

b) Die 8S 124a bis c erhalten die Bezeichnung 122a bis c. 

c) Als 8 122 d wird hinter $ 122c folgende Beſtimmung eingefügt: 

$ 122d. 

Das Plenum des Obergerichts entjdjeibet außer den Fällen der §§ 122a bis c auf Antrag 
eines Senats des Obergerichts, der in einer Rechtsfrage von der Entſcheidung eines andern Senats 
oder des Plenums abweichen will, über die Rechtsfrage durch Beſchluß. 

Die Entſcheidung der Rechtsfrage durch das Plenum iſt in der zu entſcheidenden Sache bindend. 
Sie erfolgt ohne vorgängige mündliche Verhandlung. 

In Sachen, in denen der Staatsanwaltſchaft eine Mitwirkung zuſteht, ijt fie vorher mit ihren 
ſchriſtlichen Anträgen zu hören. 
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Soweit bie Entſcheidung der Sache eine vorherige mündliche Verhandlung erfordert, erfolgt ſie 
durch den erkennenden Senat auf Grund einer erneuten mündlichen Verhandlung, zu welcher die 
Prozeßbeteiligten von Amtswegen unter Mitteilung der ergangenen Entſcheidung der Rechtsfrage 
zu laden ſind. 

f Artikel 35. 
a) Die SS 125 bis 141 fallen fort. 
b) Die 88 142 bis 179 erhalten die Bezeichnung 141 bis 178, die SS 181 bis 204 die Bezeichnung 
179 bis 202. 
Artikel 36. 
In 8 143 (jebt 142) 
a) erhält Abſatz ! Ziffer 3 folgende Faſſung: bei den Amtsgerichten, Schöffengerichten und Amtsrichtern 
durch einen oder mehrere Staatsanwälte oder Amtsanwälte. 
b) in Abſatz 2 werden die Worte „Schöffengerichte“ durch das Wort „Amtsgerichte“ erſetzt. 
Artikel 37. 

8 198 Abſatz 3 (jetzt 196) erhält folgende Faſſung: 

Bilden ſich in einer Strafſache, von der Schuldfrage abgeſehen, mehr als zwei Meinungen, deren 
feine die erforderliche Mehrheit für fid) hat, jo werden die dem Beſchuldigten nachteiligſten Stimmen ben 
zunächſt mindernachteiligen ſolange hinzugerechnet, bis ſich die erforderliche Mehrheit ergibt. Bilden ſich in 
der Straffrage zwei Meinungen, ohne daß eine die erforderliche Mehrheit für ſich hat, ſo gilt die mildere 
Meinung. Ergibt ſich in dem mit den zwei Richtern und zwei Schöffen beſetzten Schöffengerichte, von der 
Schuld- und Straffrage abgeſehen, Stimmengleichheit, jo gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


Artikel 38. 
8 199 (jetzt 197) erhält folgende Faſſung: 
8 197. 
Die Richter ſtimmen nach dem Dienſtalter, bei gleichem Dienſtalter nach dem Lebensalter, 
Handelsrichter, Schöffen und Geſchworene nach dem Lebensalter; der jüngere ſtimmt vor dem älteren. Die 


Schöffen und Geſchworenen ſtimmen vor den Richtern. Wenn ein Berichterſtatter ernannt ijt, ſo ſtimmt er 
zuerſt. Zuletzt ſtimmt der Vorſitzende. 


Artikel 39. 

Im 8 202 (jetzt 200) Abſ. 2 Ziffer 4a muß es ſtatt der Worte: „ſowie die im 8 4 Abſ. 1 Nr. 1 
bis 4 des Gewerbegerichtsgeſetzes (Reichsgeſetzbl. 1901 S. 353) und im § 5 Nr. 1 bis 4 des Geſetzes, be- 
treffend Kaufmannsgerichte vom 6. Juni 1904 (Reichsgeſetzbl. S. 266)“ heißen: „ſowie bie im § 4 Abſatz! 
Nr. 1 bis 4 des Gewerbegerichtsgeſetzes in der Faſſung vom 23. November 1922 (Geſetzblatt S. 519) und 
im 8 5 Nr. 1 bis 4 des Geſetzes betreffend Kaufmannsgerichte vom 23. November 1922 (Geſetzbl. S. 530)“. 


Danzig, den 18. Januar 1927. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Sahm. Dr Schwartz. 


v Verordnung 
zur Abänderung der Strafprozeßordnung. Vom 18. 1. 1927. 


Auf Grund des 8 1 des Geſetzes vom 29. November 1926 (G.-Bl. S. 317) wird folgendes mit 
Geſetzeskraft verordnet: 
Die Strafprozeßordnung vom 1. Februar 1877 in der für Danzig geltenden Faſſung, abgeändert durch: 
die Verordnungen des Staatsrats vom 16. Juni 1920 (Staatsanzeiger 1920 S. 149) und vom 
3. Auguſt 1920 (Staatsanzeiger 1920 S. 221), 
das Geſetz vom 2. November 1921 (Geſ. Bl. 1921 S. 211), 
i a „ 13. September 1922 („, „ 1999 „ 424), 
S » „ 15. September 1922 („, „ 1992 „ 413), 
» R „ 1. Dezember 1922 („ „ 1922 „ ^ 039), 
„, 09. D n 1093105 10 04998 7 4 5054); 
4 i „ 12. Juni EB). 1923 680), 
CG jr „ 28. September 1923 („ „ 1928 „ 909) 
die Verordnung vom 23. Oktober 1923 („ „ 1923 „ 1101) 
wird wie folgt abgeändert: 
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Artikel T. 
§ 23 Abſ. 3 wird aufgehoben. 
Artikel II. 
§ 27 erhält folgende Faſſung: 
8 27. 

Über das Ablehnungsgeſuch entſcheidet das Gericht, welchem der Abgelehnte angehöst. 

Wird ein richterliches Mitglied der erkennenden Strafkammer abgelehnt, jo entſcheidet die Straf— 
kammer in der für Eatſcheidungen außerhalb der Hauptverhandlung vorgeſchriebenen Beſetzung (Beſchluß— 
ſtrafkammer S 76 Abſ. 1 G. V. G.). Wird ein richterliches Mitglied des Schwurgerichts abgelehnt, ſo ent— 
ſcheiden während der Tagung die richterlichen Mitglieder des Schwurgerichts; außerhalb der Tagung ent— 
ſcheidet die Beſchluß-Strafkammer. i . 

Wird ein Unterſuchungsrichter oder ein Amtsrichter abgelehnt, ſo entſcheidet das Landgericht. Einer 
Eutſcheidung bedarf es nicht, wenn der Abgelehnte das Ablehnungsgeſuch für begründet hält. : 

Wird das zur Entſcheidung berufene Gericht durch Ausſcheiden des abgelefuten Mitglieds beſchluß— 
unfähig, jo entſcheidet das zunächſt obere Gericht. 

Artikel III. 

§ 31 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung, wobei Abſ. 2 Satz 2 als Abſ. 3 folgt: 

Über die Ausſchließung oder Ablehnung eines Schöffen entſcheidet der Vorſitzende; in der großen 
Strafkammer entſcheiden die richterlichen Mitglieder. ! 

Über bie Ausſchließung oder Ablehnung eines Gerichtsſchreibers entſcheidet das Gericht oder der 
Richter, welchem er beigegeben iſt. 
Artikel IV. 
S 32 erhält folgende Faſſung: 
8 32. 
Die Beſtimmungen über die Ausſchließung und Ablehnung der Schöffen finden auf Geſchworene 
entſprechende Anwendung. Die Entſcheidungen treffen die richterlichen Mitglieder des Schwurgerichts. 
Artikel V. 
8 35 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
Andere Entſcheidungen werden durch Zuſtellung bekannt gemacht. 
Artikel VI. 


S 40 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


§ 40. i 
i Kann eine Zuſtellung an einen Beſchuldigten, welchem eine Ladung zur Hauptverhandlung noch 
3 nicht zugeſtellt war, nicht in der vorgeſchriebenen Weiſe im Inlande bewirkt werden, und erſcheint die Be— 


folgung der für Zuſtellungen im Ausland beſtehenden Vorſchriften unausführbar ober voraussichtlich erfolglos, 
ſo gilt die Zuſtellung als erfolgt, wenn der Inhalt des zuzuſtellenden Schriftſtücks durch ein Danziger ober 
aus ländiſches Blatt bekanntgemacht worden ijt und ſeit dem Erſcheinen dieſes Blattes zwei Wochen verfloſſen 
find, oder wenn das zuzuſtellende Schriftſtück zwei Wochen an der Gerichtstafel des Gerichts erſter Inſtanz 
angeheftet geweſen ijt. Die Auswahl des Blattes ſteht dem die Zuſtellung veranlaſſenden Beamten zu. 
N Artikel VII. 
Im S 52 Abſ. 1 wird am Schluſſe der Nr. 3 der Punkt durch ein Semikolon erſetzt und als Nr. 4 
angefügt: 
? 4. Redakteure, Verleger und Drucker einer periodiſchen Druckſchrift ſowie die bei ber techniſchen 
Herſtellung der Druckſchrift beſchäftigten Perſonen über die Perſon des Verfaſſers oder Einſenders einer 
2 Veröffentlichung ſtrafbaren Inhalis, wenn ein Redakteur der Druckſchrift als Täter beſtraft ijt oder ſeiner 
Beſtrafung kein rechtliches Hindernis entgegenſteht. 
Artikel VIII. N 
Im 8 67 ijt in Satz 1 das Wort „Religionsbekenntnis“ zu ſtreichen. 
Artikel IX. | 
| Die $8 114, 115 werden durch folgende Vorſchriften erſetzt: 
S 114. ö 
d Die Verhaftung erfolgt auf Grund eines ſchriftlichen Haftbefehls des Richters. 
In dem Hafibefehl ijt der Angeſchuldigte genau zu bezeichnen und die ihm zur Laſt gelegte ſtraf— 
bare Handlung ſowie der Grund der Verhaftung anzugeben. AS 
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Der Haftbefehl iſt dem Angeſchuldigten, wenn möglich, bei der Verhaftung bekanntzumachen. Ge— 
ſchieht dies durch Verkündung, ſo iſt der Angeſchuldigte darauf hinzuweiſen, daß ihm auf Verlangen eine 
Abſchrift erteilt wird. Iſt die Bekanntmachung bei der Verhaftung nicht erfolgt, ſo iſt dem Angeſchuldigten 
vorläufig mitzuteilen, welcher ſtrafbaren Handlung er verdächtig iſt. Die Bekanntmachung iſt in dieſem 
Falle unverzüglich nachzuholen. : E 

8 114 a. s 

Dem Verhafteten ijt Gelegenheit zu geben, Angehörige und, ſoweit er daran ein weſentliches In— 
tereſſe hat, andere Perſonen von der Verhaftung zu benachrichtigen, ſofern der Zweck der Unterſuchung nicht 
gefährdet wird; auf Verlangen des Verhafteten iſt die Benachrichtigung von Amts wegen zu bewirken. 

8 114 b. : 

Wird ber Angeſchuldigte auf Grund des Haftbefehls ergriffen, jo ijt er unverzüglich, ſpäteſtens am 
Tage nach der Ergreifung, dem zuſtändigen Richter vorzuführen. 

Der Richter hat den Angeſchuldigten unverzüglich, ſpäteſtens am nächſten Tage, über den Gegen— 
ſtand der Beſchuldigung zu vernehmen. N 

Bei der Vernehmung iſt der Angeſchuldigte auf die ihn belaſtenden Umſtände hinzuweiſen. Die 
Vernehmung ſoll ihm Gelegenheit geben, die Verdachtsgründe zu beſeitigen und die Tatſachen geltend zu machen, 
die zu ſeinen Gunſten ſprechen. 

8 114 c. 

Kann der Angeſchuldigte nicht ſpäteſtens am Tage nach ber Ergreifung vor den zuftändigen Richter 
gejtellt werden, jo ijt er auf ſein Verlangen unverzüglich, ſpäteſtens am Tage nach der Ergreifung, dem 
nächſten Amtsrichter vorzuführen. 

§ 114 b Abſ. 2, 3 gilt entſprechend. 

Ergibt ſich bei der Vernehmung, daß der Haftbefehl aufgehoben oder der Ergriffene nicht die in dem 
Haftbefehl bezeichnete Perſon iſt, ſo iſt der Ergriffene freizulaſſen. 

8 114 d. 

Befindet jid) der Angeſchuldigte auf Grund eines Haftbefehls, ber wegen eines Verbrechens oder 
Vergehens erlaſſen iſt, in Haft, ſo wird auf ſeinen Antrag nach mündlicher Verhandlung darüber entſchieden, 
ob der Haftbefehl aufrechterhalten oder aufzuheben oder ob eine Anordnung gemäß § 117 zu treffen iſt. 

Der Termin zur mündlichen Verhandlung darf ohne Zuſtimmung des Angeſchuldigten nicht über 
eine Woche nach dem Eingang des Antrages hinaus anberaumt werden. 


Hat bereits eine mündliche Verhandlung nach Abf. 1, 2 oder nach 8 115 a ſtattgefunden, jo ent- 

ſcheidet das Gericht über Anträge auf nochmalige mündliche Verhandlung nach freiem Ermeſſen. 
8 115. 

Bei ber Bekanntmachung des Haftbefehls ijf ber Angeſchuldigte darauf hinzuweiſen, daß er gegen 
den Haftbefehl Beſchwerde einlegen kann. Iſt der Haftbefehl wegen eines Verbrechens oder Vergehens 
erlaſſen, jo ijt der Angeſchuldigte ferner darauf hinzuweiſen, daß er, ſtatt Beſchwerde einzulegen, eine münd— 
liche Verhandlung gemäß § 114 d beantragen kann. 

S. 115 a. | 

Solange der Angeſchuldigte fid) in Unterſuchungshaft befindet, hat das Gericht innerhalb beſtimmter 
Friſten von Amts wegen zu prüfen, ob bie Haft aufrecht zu erhalten ijt (Haftprüfungsverfahren). 

Die Prüfung findet zum erſten Male ſtatt, wenn bie Unterſuchungshaft zwei Monate gedauert hat. 

Läßt das Gericht den Angeſchuldigten nicht frei, ſo beſtimmt es zugleich, wann das Haftprüfungs— 
verfahren zu wiederholen iſt; die Friſt ſoll in der Regel mindeſtens drei Wochen und darf nicht mehr als 
drei Monate betragen. Dasſelbe gilt bei einer jeden Wiederholung des Haftprüfungsverfahrens. 

Auf Antrag des Angeſchuldigten wird im Haftprüfungsverfahren nach mündlicher Verhandlung 
entſchieden; auf dieſes Recht ijt der Angeſchuldigte hinzuweiſen. Stellt der Angeſchuldigte den Antrag nicht, 
ſo iſt er vor der Entſcheidung zu hören; hat er einen Verteidiger, ſo iſt auch der Verteidiger zu hören. 

Hatte der Augeſchuldigte während des Laufes der im Abſ. 2 beſtimmten Friſt gegen den Haftbefehl 
Beſchwerde erhoben oder gemäß § 114 d mündliche Verhandlung beantragt, oder iſt gemäß § 205. Abſ. 2 
die Fortdauer der Unterſuchungshaft angeordnet worden, ſo beginnt die Friſt mit der Bekanntmachung der 
Entſcheidung, in der die Haft aufrecht erhalten wird, an den Angeſchuldigten von neuem zu laufen. Ergeht 
eine ſolche Entſcheidung während des Laufes einer gemäß Abſ. 3 vom Gericht beſtimmten Friſt, ſo hat das 
Gericht eine neue Friſt zu beſtimmen. ) 

$ 115 b. 

Nach ber Eröffnung des Hauptverfahrens findet eine mündliche Verhandlung über ben Haftbefehl nicht 

mehr ſtatt. d 
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$ 115 c. 
Für ben Antrag auf mündliche Verhandlung gelten bie für Rechtsmittel gegebenen Vorſchriften der 
88 339 bis 342, 344 Abſ. 2 entſprechend. 
Neben einem Antrag auf mündliche Verhandlung iſt eine Beſchwerde über den Haftbefehl nicht 
zuläſſig. Eine bereits eingelegte Beſchwerde gilt mit der Anberaumung des Termins zur mündlichen Ver— 


handlung als zurückgenommen. 
8 115 d. 


Von Ort und Zeit der mündlichen Verhandlung find die Staatsanwaltſchaft ſowie ber Ange— 
ſchuldigte und der Verteidiger zu benachrichtigen. 

Der Angeſchuldigte iſt zu der Verhandlung vorzuführen, es ſei denn, daß er auf die Anweſenheit 
in der Verhandlung verzichtet hat oder daß der Vorführung weite Entfernung oder Krankheit des Ange— 
ſchuldigten oder andere nicht zu beſeitigende Hinderniſſe entgegenſtehen. Wird der Angeſchuldigte zur münd— 
lichen Verhandlung nicht vorgeführt, ſo muß ein Verteidiger ſeine Rechte in der Verhandlung wahrnehmen. 
Hat bis zum Beginn der mündlichen Verhandlung die Unterſuchungshaft des Angeſchuldigten ſeit der Ver— 
haftung drei Monate gedauert, ſo iſt ein Verteidiger zu der Verhandlung auch zuzuziehen, wenn der An— 
geſchuldigte dazu vorgeführt wird. 

Hat der Angeſchuldigte noch keinen Verteidiger gewählt, jo ijt ihm ein Verteidiger für die Ver⸗ 
handlung zu beſtellen. SS 143 bis 145 gelten entſprechend. 

In der mündlichen Verhandlung ſind die anweſenden Beteiligten zu hören. Art und Umfang der 
Beweisaufnahme beſtimmt das Gericht, ohne durch Anträge, Verzichte oder frühere Beſchlüſſe gebunden zu 
fein. Über die Verhandlung ijt ein Protokoll aufzunehmen, auf das die Vorſchriften der SS 271 bis 275 
entſprechende Anwendung finden. 

Die Entſcheidung iſt am Schluß der mündlichen Verhandlung zu verkünden. Iſt dies nicht möglich, 
ſo iſt die Entſcheidung ſpäteſtens binnen einer Woche zu erlaſſen. 


Artikel X. 
Dem $ 124 wird als Abſ. 4 eingefügt: 
Auch die mündliche Verhandlung über den Haftbefehl (SS 114 d, 115 a) findet vor dem zuſtändigen 
Gericht ſtatt. In der Vorunterſuchung entſcheidet im Falle des $ 114 d ber Unterſuchungsrichter, ohne an 
die Stellungnahme der Staatsanwaltſchaft gebunden zu fein; in den Fällen des S 115 a entſcheidet nicht 
der Unterſuchungsrichter, ſondern das Gericht. 
Artikel XI. 
Der S 126 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
Sft die öffentliche Klage noch nicht erhoben, fo ijt der Haftbefehl aufzuheben, wenn die Staats- 
anwaltſchaft es beantragt. Gleichzeitig mit dem Antrag kann ſie anordnen, daß der Beſchuldigte frei— 


gelaſſen werde. 
| Artikel XII. 


Dem S 131 wird als Abſ. 4 angefügt: 
Die $8 114 b, 114c gelten entjpredjenb. 
Artifel XIII. 
8 132 füllt fort. 
Artikel XIV. 
§ 140 erhält folgende Faſſung: 
§ 140. 

Die Verteidigung iſt notwendig in den Sachen, welche vor dem Obergericht in erſter Inſtanz oder 
vor dem Schwurgerichte zu verhandeln ſind. 

In anderen Sachen iſt die Verteidigung notwendig, wenn der Angeſchuldigte taub oder ſtumm iſt. 

In den vor dem Amtsrichter oder dem Schöffengerichte zu verhandelnden Sachen iſt die Verteidigung 
notwendig, wenn eine Tat den Gegenſtand der Unterſuchung bildet, die nicht nur wegen Rückfalls ein 
Verbrechen ijt, und der Beſchuldigte oder fein geſetzlicher Vertreter die Beftellung eines Verteidigers beantragt. 

In den Fällen ber Abſ. 1 und 2 ijt dem Angeſchuldigten, der noch keinen Verteidiger gewählt hat, 
ein Verteidiger von Amts wegen zu beſtellen, ſobald der Angeſchuldigte gemäß § 199 zur Erklärung über 
die Anklageſchrift aufgefordert worden iſt, oder, wenn eine ſolche Aufforderung nicht vorgeſchrieben iſt, ſobald 
dem Angeklagten der Eröffnungsbeſchluß zugeſtellt worden ijt. Der Antrag nach Abj. 3 iſt binnen einer 
Friſt von drei Tagen zu ſtellen, nachdem der Angeſchuldigte gemäß S 199 zur Erklärung über die Anklage⸗ 
ſchrift aufgefordert oder in der Berufungsinſtanz ihm die Ladung zur Hauptverhandlung zugeſtellt worden iſt. 

In allen Fällen ijt der Angeklagte auf fein Recht hinzuweiſen, die Beſtellung eines Verteidigers 
innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt zu beantragen. 
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Artikel XV. 
Im 8 148 Abſ. 3 werden bie Worte „den Unterredungen mit dem Verteidiger eine Gerichtsperſon 
beiwohnen“ durch folgende Worte erſetzt: „Unterredungen mit dem Verteidiger in ſeiner Gegenwart oder in 
Gegenwart eines beauftragten oder erſuchten Richters ſtattfinden“. 


Artikel XVI. 
Hinter § 152 wird folgender 8 152 a und $ 152 b eingefügt: 
S 152 a. 

Übertretungen werden nicht verfolgt, wenn die Schuld des Täters gering ijt und bie Folgen ber 
Tat unbedeutend ſind, es ſei denn, daß ein öffentliches Intereſſe an der Herbeiführung einer gerichtlichen 
Entſcheidung beſteht. 

Iſt bei einem Vergehen die Schuld des Täters gering, und ſind die Folgen der Tat unbedeutend, 
ſo kann die Staatsanwaltſchaft mit Zuſtimmung des Amtsrichters von der Erhebung der öffentlichen 
Klage abſehen. 

Iſt die Klage bereits erhoben, ſo kann das Gericht mit Zuſtimmung der Staatsanwaltſchaft das 
Verfahren einſtellen; der Beſchluß kann nicht angefochten werden. 


§ 152 b. 

Von Erhebung der öffentlichen Klage kann abgeſehen werden, wenn die Strafe, zu der die 93er- 
folgung führen kann, neben einer Strafe, zu der der Beſchuldigte wegen einer anderen Tat rechtskräftig 
verurteilt worden iſt, oder die er wegen einer anderen Tat zu erwarten hat, nicht ins Gewicht fällt. 

Iſt die öffentliche Klage bereits erhoben, ſo kann das Gericht auf Antrag der Staatsanwaltſchaft 
das Verfahren vorläufig einſtellen. 

Iſt das Verfahren mit Rückſicht auf eine wegen einer anderen Tat bereits rechtskräftig erkannte 
Strafe vorläufig eingeſtellt worden, ſo kann es, falls nicht inzwiſchen Verjährung eingetreten iſt, wieder 
aufgenommen werden, wenn die rechtskräftig erkannte Strafe nachträglich in Wegfall kommt. 

Iſt das Verfahren mit Rückſicht auf eine wegen einer anderen Tat zu erwartende Strafe vorläufig 
eingeſtellt worden, jo kann es, falls nicht inzwiſchen Verjährung eingetreten iſt, binnen drei Monaten nach 
Rechtskraft des wegen der anderen Tat ergehenden Urteils wieder aufgenommen werden. 


Hat das Gericht das Verfahren vorläufig eingeſtellt, ſo bedarf es zur Wiederaufnahme eines 
Gerichtsbeſchluſſes. 


Artikel XVII. 
S 170 erhält in Abſatz 1 und 3 folgende Faſſung: 
Iſt der Antragſteller zugleich der Verletzte, ſo ſteht ihm gegen dieſen Beſcheid binnen einem Monat 
nach der Bekanntmachung der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung zu. 
Zur Entſcheidung ijt das Obergericht zuftändig. 


Artikel XVIII. 
S 176 erhält folgende Faſſung: 
8 176. 
Die Vorunterſuchung findet in den Strafſachen ſtatt, welche zur Zuſtändigkeit des Obergerichts oder 
der Schwurgerichte gehören. 
In den zur Zuſtändigkeit der Amtsgerichte gehörenden Sachen findet, abgeſehen von Uebertretungen, 
eine Vorunterſuchung ſtatt: 

1. wenn die Staatsanwaltſchaft es beantragt; 

2. wenn der Angeſchuldigte in der Erklärung über die Anklageſchrift ($ 199) es beantragt und erhebliche 
Gründe geltend macht, aus denen eine Vorunterſuchung zur Vorbereitung ſeiner Verteidigung 
erforderlich erſcheint. 

Artikel XIX. 
8 186 Abſatz 3 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 
Die erfolgte Genehmigung iſt zu vermerken; der Unterſuchungsrichter kann anordnen, daß das 
Protokoll von den Beteiligten zu unterſchreiben iſt. 
Artikel XX. 
8 196 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 
Hat eine Vorunterſuchung ſtattgefunden, ſo entſcheidet in den zur Zuſtändigkeit des Obergerichts 
gehörigen Sachen dieſes, ſonſt das Landgericht darüber, ob das Hauptverfahren zu eröffnen oder der An— 
geſchuldigte außer Verfolgung zu ſetzen oder das Verfahren vorläufig einzuſtellen ſei. 
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; Artikel X XI. 
8 197 erhält folgende Faſſung: 
$ 197. 
Erhebt die Staatsanwaltſchaft, ohne daß eine Vorunterſuchung ſtattgefunden, die Anklage, ſo iſt die 
Anklageſchrift mit den Akten bei dem Amtsrichter einzureichen. 


Artikel XXII. 


$ 197a wird aufgehoben. 

ö Artikel XXIII. 

& 198 Abſatz 2 erhält folgende Faſſung: 

In den vor dem Obergericht oder dem Schwurgericht zu verhandelnden Strafſachen ſind außerdem 
die weſentlichen Ergebniſſe der ſtattgehabten Ermittelungen in die Anklageſchriſt aufzunehmen. Das gleiche 
gilt in den vor dem Schöffengericht oder dem Amtsrichter zu verhandelnden Strafſachen, wenn ein Ser 
brechen den Gegenſtand der Anklage bildet, oder wenn eine Vorunterſuchung ſtattgefunden hat. In anderen 
Fällen können die weſentlichen Ergebniſſe der Ermittelungen in die Anklageſchrift aufgenommen werden. 


Artikel XXI V. 

§ 199 erhält folgende Faſſung: 

8 199. " 

Der Vorſitzende des Gerichts hat bie Anklageſchrift dem Angeſchuldigten mitzuteilen und ihn zugleich 
aufzufordern, ſich innerhalb einer zu beſtimmenden Friſt zu erklären, ob er die Vornahme einzelner Beweis⸗ 
erhebungen vor der Hauptverhandlung beantragen oder Einwendungen gegen die Eröffnung des Haupt— 
verfahrens vorbringen wolle. Dieſe Vorſchrift findet in den vor dem Schöffengericht oder dem Amtsrichter 
zu verhandelnden Sachen nur Anwendung, wenn ein Verbrechen den Gegenſtand der Anklage bildet, oder 
wenn es ſich um Vergehen handelt, bei denen das Ergebnis der Ermittelungen in die Anklageſchrift auf⸗ 
genommen worden iſt; hat in dieſen Fällen keine Vorunterſuchung ſtattgefunden, ſo iſt der Angeſchuldigte 
zugleich zur Erklärung darüber aufzufordern, ob er eine Vorunterſuchung beantragen wolle. 

Über die Anträge und Einwendungen beſchließt das Gericht. Beantragt der Angeſchuldigte eine 
Vorunterſuchung, ſo hat der Amtsrichter die Akten mit dem Antrag des Angeſchuldigten durch Vermittlung 
der Staatsanwaltſchaft dem Landgerichte zur Entſcheidung darüber vorzulegen, ob eine Vorunterſuchung zu 
eröffnen ſei. Eine Anfechtung der Beſchlüſſe findet nur nach Maßgabe der Beſtimmungen im § 180 Abſ. 1 
und $ 181 ſtatt. 8 

Artikel XXV. 
- 200 erhält folgende Faſſung: 
§ 200. 

Zur beſſeren Aufklärung der Sache kann das Gericht eine Ergänzung der Vorunterſuchung anordnen. 

Hält der Amtsrichter zur beſſeren Aufklärung der Sache eine Vorunterſuchung für nötig, ſo hat er 
die Akten mit einer Begründung ſeiner Auffaſſung durch Vermittleung der Staatsanwaltſchaft dem Land⸗ 
gerichte zur Entſcheidung darüber vorzulegen, ob eine Vorunterſuchung zu eröffnen ſei. 

Einzelne Beweiserhebungen kann auch der Amtsrichter anordnen. 

Eine Anfechtung der Beſchlüſſe findet nicht ftatt. 

Es Artikel SS VI. 

& 207 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Ebenſo hat der Amtsrichter, wenn er findet, daß eine bei ihm eingereichte Sache die Zuſtändigkeit 
des Amtsgerichts überſteige, die Akten durch Vermittelung der Staatsanwaltſchaft dem Landgerichte zur 
Entſcheidung vorzulegen. 

Artikel XXVII. 

8 208 wird aufgehoben. 

Artikel XXVIII. 

§ 211 Abſ. 2 wird aufgehoben; Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

Vor dem Amtsrichter oder dem Schöffengerichte kann ohne ſchriftlich erhobene Anklage und ohne 
eine Entſcheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens zur Hauptverhandlung geſchritten werden, wenn 
der Beſchuldigte entweder ſich freiwillig ſtellt oder infolge einer vorläufigen Feſtnahme dem Gerichte vor. 
geführt oder nur wegen Übertretung verfolgt wird. Der weſentliche Inhalt der Anklage ijt in den Fällen 


ren Ka 


der freiwilligen Stellung oder der Vorführung in das Sitzungsprotokoll, anderenfalls in die Ladung des 


Beſchuldigten aufzunehmen. 
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Artikel X XIX. 
S 213 erhält folgenden Abſ. 2 bien : 
Iſt anzunehmen, daß bie Hauptverhandlung ſich auf längere Zeit erſtreckt, ſo kann der Vorſitzende 


beſtimmen, daß ſämtliche oder einzelne Zeugen und Sachverſtändige zu einem ſpäteren Zeitpunkt als dem, 
Beginne der Hauptverhandlung geladen werden. 


Artikel XXX. 

Dem S 217 wird als Satz 2 angefügt: 

8 216 gilt entſprechend. 

Artikel XXXI. 

§ 232 Abſ. 1 und 2 erhält folgende Faſſung: 

Der Angeklagte kann im Verfahren vor dem Amtsrichter und dem Schöffengericht auf ſeinen Antrag 
von der Verpflichtung zum Erſcheinen in der Hauptverhandlung entbunden werden. Dies gilt nicht bei 
Verbrechen, die nicht nur wegen Rückfalls Verbrechen ſind. 

Wird der Angeklagte von der Verpflichtung zum Erſcheinen in der Hauptverhandlung entbunden, 


ſo muß er, wenn ſeine richterliche Vernehmung nicht ſchon im Vorverfahren erfolgt iſt, durch einen beauf— 
tragten oder erſuchten Richter über die Anklage vernommen werden. 


Artikel XXXII. 
8 242 erhält folgenden Abſ. 5 
In dem Verfahren vor dem Schwurgericht iſt dem Angeklagten bei Beginn der Hauptverhandlung 
ein Verzeichnis der Geſchworenen auszuhändigen. Der Angeklagte kann die Ausſetzung der Hauptverhandlung 
bis zur Dauer einer halben Stunde beantragen. , 


Artikel XXXIII. 

S 244 erhält folgende Faſſung: 

8 244. 

Die Beweisaufnahme ijt auf die ſämtlichen vorgeladenen Zeugen iub Sachverſtändigen ſowie auf 
die anderen herbeigeſchafften Beweismittel zu erſtrecken, es ſei denn, daß die Beweiserhebung zum Zwecke 
der Prozeßverſchleppung beantragt iſt. Dies gilt auch dann, wenn die Ladung und das Erſcheinen der 
Zeugen oder die Herbeiſchaffung der Beweismittel erſt während der Hauptverhandlung erfolgt. Von der 
Erhebung einzelner Beweiſe kann abgeſehen werden, wenn die Staatsanwaltſchaft und der Angeklagte 
hiermit einverſtanden ſind. 

In den Verhandlungen vor dem Amisrichter, den Schöffengerichten und dem Landgericht, die eine 
Übertretung betreffen oder auf erhobene Privatklage erfolgen, beſtimmt das Gericht den Umfang der Beweis— 
aufnahme, ohne hierbei durch Anträge, Verzichte e frühere Beſchlüſſe gebunden zu ſein. 


Artikel XXXIV. 

S 262 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

Zu einer jeden dem Angeklagten nachteiligen Entſcheidung, welche die Schuldfrage ober die Be— 
meſſung der Strafe betrifft, iſt eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen erforderlich. Das gleiche gilt 
für die Ablehnung eines von dem Angeklagten in der Hauptverhandlung geſtellten Beweisantrages, es ſei 
denn, daß es ſich um ein Verfahren in erſter Inſtanz handelt. 


Artikel XXXV. 
§ 266 erhält folgenden Abſ. 6 
Die Beſtimmung des Abſaßes 4 findet kleine Anwendung auf die Urteile der Seet 


Artifel XXXVL 
Im S 267 wird dem Abi. 1 folgender Satz angefügt: 
Die Verleſung der Urteilsformel ſhat in jedem Falle der Mitteilung der Urteilsgründe 
voranzugehen. i 
Als Abſ. 3 wird folgende Vorſchrift angefügt: inl 
Iſt der Angeklagte bei der Verkündung anweſend, und ijt gegen das Urteil ein mett ud 
läſſig, jo ſoll er über die Einlegung des Rechtsmittels belehrt werden. 
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Artikel XXXVII. 
In S 270 erhält Abſ. 4 Satz 1 folgende Faſſung: 
Iſt der Beſchluß von einem Amtsrichter oder einem Schöffengericht ergangen, jo kann der 
Angeklagte, falls nicht eine Vorunterſuchung ſtattgefunden hat, innerhalb einer bei der Bekanntmachung des 
Beſchluſſes zu beſtimmenden Friſt die Vornahme einzelner Beweiserhebungen vor der Hauptverhandlung 


beantragen. 
Artikel XXXVIII. 


In 8 271 erhält Abſ. 2 Satz 2 folgende Faſſung: 
Iſt der Vorſitzende das einzige richterliche Mitglied des Gerichts, ſo genügt bei ſeiner Verhinderung 
die Unterſchrift des Gerichtsſchreibers. 
Artikel XXXIX. 
8 273 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
Aus der Hauptverhandlung vor dem Amtsrichter und dem Schöffengerichte ſind außerdem die 
weſentlichen Ergebniſſe der Vernehmungen in das Protokoll aufzunehmen. 


Artikel XL. 


8 275 Abſ. 2 Satz 3 und Abſ. 3 erhalten folgende Faſſung: 


Der Unterſchrift der Schöffen und der Geſchworenen bedarf es nicht. 

Die Bezeichnung des Tages der Sitzung ſowie die Namen der Richter, der Geſchworenen, der 
Schöffen, des Beamten der Staatsanwaltſchaft und des Gerichtsſchreibers, welche an der Sitzung teilgenommen 
haben, ſind in das Urteil aufzunehmen. 


Artikel XLI. 
Die Artikel 276 bis 317 werden aufgehoben. 


Artikel XLII. 


8 320 erhält folgende Faſſung: 
§ 320. 


Iſt der Aufenthalt des Angeklagten unbekannt oder die Befolgung der für Zuſtellungen im Ausland 
beſtehenden Vorſchriften unausführbar oder vorausſichtlich erfolglos, ſo wird der Angeklagte in der Weiſe 
zur Hauptverhandlung geladen, daß eine beglaubigte Abſchrift der Ladung zwei Wochen an die Gerichtstafel 


des Gerichts erſter Inſtanz angeheftet wird. 
Artikel XLIII. 
§ 332 Abſ. 2 wird aufgehoben. 
Artikel XLIV. 
§ 354 erhält folgende Faſſung: 
Die Berufung findet ſtatt gegen die Urteile des Amtsrichters und des Schöffengerichts. 


Artikel XLV. 


§ 369 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 
Hat das Gericht erſter Inſtanz mit Unrecht ſeine Zuſtändigkeit angenommen, jo hat das Berufungs— 
gericht unter Aufhebung des Urteils die Sache an das zuſtändige Gericht zu verweiſen. 


Artikel XLVI. 
Als § 374 a wird hinter § 374 folgende Beſtimmung aufgenommen: 
§ 374 a. 

Ein Urteil, gegen das die Berufung zuläſſig iſt, kann ſtatt mit der Berufung mit der Reviſion 
angefochten werden. ' 

Über bie Reviſion entfcheidet das Obergericht. 

Legt gegen das Urteil ein Beteiligter Reviſion und ein anderer Beteiligter Berufung ein, ſo 
wird, ſolange die Berufung nicht zurückgenommen oder als unzuläſſig verworfen iſt, die Reviſion als Berufung 
behandelt. Die Reviſionsanträge und deren Begründung ſind gleichwohl in der vorgeſchriebenen Form und 
Friſt anzubringen und dem Gegner zuzuſtellen (88 384 bis 387). Gegen das Berufungsurteil findet 
Reviſion nach den allgemein geltenden Vorſchriften ſtatt. 
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Artikel XLVII. 
In 8 377 erhalten Ziffer 1 und 3 folgende Faſſung: 

1. wenn das erkennende Gericht nicht vorſchriftsmäßig beſetzt war; 

3. wenn bei dem Urteil ein Richter, Geſchworener oder Schöffe mitgewirkt hat, nachdem er wegen Be⸗ 
ſorgnis der Befangenheit abgelehnt war und das Ablehnungsgeſuch entweder für begründet erklärt 
war oder mit Unrecht verworfen worden iſt. 

Artikel XLVIII. 
Als $8 378 à wird hinter § 378 folgende Beſtimmung eingefügt: 
8 378 a. 
In den Fällen, in denen die Reviſion ſtatt der Berufung eingelegt wird (8 374 a), kann die Reviſion 
wegen Verletzung einer Richtsnorm über das Verfahren nur auf Verletzung der Vorſchrift des $ 398 


geſtützt werden. 
Artikel XLIX. 

Die $8 379 und 380 werden aufgehoben. 

Artikel L. 

§ 394 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

In anderen Fällen iſt die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das Gericht, 
deſſen Urteil aufgehoben iſt, oder an eine andere Strafkammer beziehungsweiſe an ein anderes Amtsgericht, 
oder eine andere Abteilung des Amtsgerichts zurückzuverweiſen. 

Artikel LI. 

In S 399 erhält Ziffer 5 Satz 2 folgende Faſſung: : 

In ben vor bem Amtsrichter oder dem Schöffengerichte verhandelten Sachen können nur ſolche 
Tatſachen oder Beweismittel beigebracht werden, welche der Verurteilte in dem früheren Verfahren ein- 
schließlich der Berufungsinſtanz nicht gekannt hatte oder ohne Verſchulden nicht geltend machen konnte. 

Artikel LII. 

§ 420 erhält folgende Faſſung: 

Wegen Hausfriedensbruchs, Beleidigung, leichter, vorſätzlicher oder fahrläſſiger Körperverletzung, 
Bedrohung, Sachbeſchädigung und Verletzung fremder Geheimniſſe (S 299 des Strafgeſetzbuchs) ijt die Gr- 
hebung der Klage erſt zuläſſig, nachdem von einer durch den Senat zu bezeichnenden Vergleichsbehörde die 
Sühne erfolglos verſucht worden iſt. Der Kläger hat die Beſcheinigung hierüber mit der Klage einzureichen. 

Der Senat kann beſtimmen, daß die Vergleichsbehörde ihre Tätigkeit von der vorherigen Einzahlung 
eines angemeſſenen Koſtenvorſchuſſes abhängig machen darf. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1, 2 finden keine Anwendung, wenn der amtliche Vorgeſetzte gemäß den 
88 196, 232 Abſ. 3 des Strafgeſetzbuchs befugt ijt, Strafantrag zu ſtellen. 

Wohnen die Parteien nicht in demſelben Gemeindebezirke, ſo kann nach näherer Anordnung des 
Senats von einem Sühneverſuch abgeſehen werden. 

Artikel LIII. 

8 447 erhält folgende Faſſung: 

8 447. 

Bei Übertretungen und Vergehen kann die Strafe durch ſchriftlichen Strafbeſehl des Amtsrichters 
ohne vorgängige Verhandlung feſtgeſetzt werden, wenn die Staatsanwaltſchaft ſchriftlich hierauf anträgt. 

Durch einen Strafbefehl darf jedoch keine andere Strafe als Geldſtrafe oder Freiheitsſtrafe von 
höchſtens drei Monaten ſowie eine etwa verwirkte Einziehung oder die Bekanntmachung der Entſcheidung 
feſtgeſetzt werden. 

Die Überweiſung des Beſchuldigten an die Landespolizeibehörde darf in einem Strafbefehle nicht 
ausgeſprochen werden. 

Gegen einen Beſchuldigten, der das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, darf durch einen 
Strafbefehl Freiheitsſtrafe nur feſtgeſetzt werden, wenn die Freiheitsſtrafe an die Stelle einer nicht beizu⸗ 
treibenden Geldſtrafe treten ſoll. 

Die Staatsanwaltſchaft kann bei dem Antrag auf Erlaß des Strafbefehls zugleich den im 8 25 
Abſ. 1 Nr. 2c des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes bezeichneten Antrag für den Fall ſtellen, daß der Amts- 
richter die Sache zur Hauptverhandlung bringt oder der Beſchuldigte Einſpruch erhebt. 


Artikel LIV. 
8 451. 


{ Bei rechtzeitigem Einſpruch wird zur Hauptverhandlung geſchritten, ſofern nicht bis zu ihrem Ze: 
ginne die Staatsanwaltſchaft die Klage fallen läßt oder der Einſpruch zurückgenommen wird. 


8 451 erhält folgende Faſſung: 
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Der Angeklagte kann ſich in der Hauptverhandlung durch einen mit ſchriftlicher Vollmacht verſehenen 
Verteidiger vertreten laſſen. ! 
Bei ber AIR ijt das Gericht an den in dem Strafbefehl enthaltenen Ausſpruch nicht gebunden. 
Artikel LV. 
S 456 erhält folgende Faſſung: 
an der Antrag rechtzeitig angebracht, ſo wird zur. Hauptverhandlung vor dem Amtsrichter aejchritten, 


ohne daß es der Einreichung einer Anklageſchrift oder einer Entſcheidung über die Eröffnung des Hauptver— 
fahrens bedarf. 


Bis zum Beginne der Hauptverhandlung kann der Antrag zurückgenommen werden. 


Artikel LVI. 
457 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 
Das Verfahren vor dem Amtsrichter iſt dasſelbe wie im Falle einer von der Staatsanwaltſchaft 
erhobenen und zur Hauptverhandlung verwieſenen Anklage. 


Artikel LVII. 
8 462 erhält folgende Faſſung: 
8 462. 
; Iſt der Antrag rechtzeitig angebracht, ſo wird zur Hauptverhandlung geſchritten, ohne daß es der 
Einreichung einer Anklageſchrift oder einer Entſcheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens bedarf. 
Die Staatsanwaltſchaft kann den im 8 25 Abſ. 1 Nr. 2c des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vorge— 
ſehenen Antrag auch noch bei Vorlage der Akten an das Gericht ſtellen; auf Verlangen der Verwaltungs- 
behörde hat ſie dies zu tun. 
Bis zum Beginne der Hauptverhandlung kann der Antrag zurückgenommen werden. 
Artikel LVIII. 
8 463 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
Über die Umwandlung entſcheidet der Amtsrichter. 
Artikel LIX. 
Die SS 470 bis 476 fallen fort. a 
| Artikel LX. 
8 477 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
An die Stelle des Schwurgerichts tritt das Schöffengericht. 
Artikel LXI. 
§ 483 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 
Für die zur Zuſtändigkeit der Amtsgerichte gehörigen Sachen kann durch Anordnung des Senats 
die Strafvollſtreckung den Amtsrichtern übertragen werden. 
Artikel LXII. 
Der Wortlaut der Strafprozeßordnung wird ſprachlich in der aus der folgenden Gegenüberſtellung 
erſichtlichen Weiſe geändert: 
In § 2 Abſ. I tritt an die Stelle des Wortes In S 21 ſtatt in Anſehung deren „bei denen“ 


D 


demjenigen „dem“ In 8 22 Ziff. 3 ſtatt Adoption „Annahme an 
In EB 7 Abſ. I ſtatt demjenigen „dem“ Kindes Statt“ 
In S 7 Abſ. II ſtatt dasjenige „das“ In 8 23 Abſ. II ſtatt denjenigen „den“ 
In 8 8 Abf.! ſtatt demjenigen „dem“ Im J. Buch IV. Abſchnitt Überſchrift ſtatt deren 
In $ 9 (5j. ſtatt dasjenige „das“ Bekanntmachung „ihre Bekanntmachung“ | 
In $ 10 ftatt dasjenige, derjenige „das, der“ In 8 33 ſtatt nach erfolgter ſchriftlicher „nach ſchrift— | 
In 8 12 Abſ. I ſtatt demjenigen „dem“ , dea ep d b | 
In 8 13 Abf. ſtatt eine derſelben „eine der Straf- In S 94 jtatt diejenigen „die | 
ſachen“ In S 40 Abſ. II ftatt denſelben „ihn“ | 
In $ 13 9(bj. II Satz 1 ſtatt dieſelben „fie“ In $ 43 Abſ. I Statt desjenigen „des“ 
In § 13 Abſ. II Satz 2 ſtatt bei welchem der In 8 45 Abſ. I ſtatt demjenigen „dem“ 
Gerichte „bei welchem Gerichte“ In 8 46 Abſ. J ſtatt dasjenige „das“ 
In $ 14 ſtatt dasjenige „das“ In 8 51 Ziff. 3 ſtatt Diejenigen, welche . . . 


In 8 19 ſtatt eines „eins“ „Wer iſt⸗ 


CH 


In 8 51 Ziff. 3 Datt Adoption „Annahme an 
Kindes Statt“ 


8 52 Ziff. 1, 2, 3 ſtatt in Anſehung desjenigen 
„über das“ 


56 Ziff. 3 ſtatt hinſichtlich „wegen“ 
57 Abſ. II ſtatt dieſelben „ſie“ 
68 Abſ. I ſtatt dasjenige „das“ 

2 Datt inſoweit „ſoweit“ 


E (6j. I ftatt zur Ausübung derſelben „zu 
ihrer Ausübung“ 


75 Abſ. II ſtatt derjenige „der“ 

75 Abſ. II ſtatt zu derſelben „hierzu“ 

80 Abſ. II ſtatt dieſelben „fie“ 

81 Abſ. III ſtatt dieſelbe „ſie“ 

81 Abſ. IV ſtatt überſteigen „überſchreiten“ 

§ 8s ſtatt inſoweit „ſoweit“ 

In 8 87 Abſ. I ſtatt demjenigen „dem“ 

In S 90 ftatt dasſelbe „es“ 

In S 92 Abſ. I ſtatt derjenigen „der“ 

In 8 92 Abſ. II ſtatt dasjenige einer Deutſchen 
„das einer inländiſchen“ g 

In 8 93 ſtatt Urhebers desſelben „ſeines Urhebers“ 

In $ 94 Abſ. II ſtatt dieſelben „ſie“ 

In 8 95 Abf. I ſtatt denſelben „ihn“ 

In 8 98 Abſ. I ſtatt denjenigen „den“ 


In 8 98 Abſ. 1 ſtatt den Anordnungen derſelben 
„ihren Anordnungen“ 


In $ 98 Abſ. II Satz 1 Gott desſelben „des Be- 
troffenen“ 


In 8 98 Abſ. III ſtatt demſelben „ihm“ 

In S 101 Abſ. II Satz 1 ſtatt den „dem“ 

In 8 101 Abſ. III ſtatt derjenige „der“ 

In 8 102 Datt demjenigen „dem“ 

In $ 105 Abſ. I ſtatt denjenigen „den“ ; 

In $ 105 Abſ. I ſtatt den Anordnungen derſelben 
„ihren Anordnungen“ 

In 8 107 Satz 2 ſtatt demſelben „ihm“ 

In 8 108 ſtatt dieſelben „fie“ 


In 8 110 Abſ. II Satz 1 das Wort Bette) 
ijt zu ſtreichen. 


In § 110 Abſ. III jtatt derſelben „ihr“ 

In $ 113 ſtatt derſelbe „er“ 

In $ 122 Abſ. II Satz 1 ſtatt diejenigen „die“ 
In 8 122 Abſ. III Satz 1 ſtatt diejenigen „die“ 
In 8 123 Abſ. I ſtatt demſelben „ihm“ 

In 8 126 Abſ. II ſtatt dieſelbe „fie“ 


In § 128 Abſ. II ſtatt Gründe derſelben „ihre 
Gründe“ 


In S 129 ſtatt derſelbe derſelbe „er“ „er“ 

In $ 130: das Wort „derſelben“ ijt zu ſtreichen 
In 8 131 Abſ. III ftatt demſelben „ihm“ 

In $ 139 ſtatt in demſelben „darin“ 
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In 8 141 ſtatt als den im „als in den im“ 
In 8 141: das Wort „desſelben“ ijt zu ſtreichen 
In $ 145 bj. ſtatt eine notwendige „notwendig“ 
In 8 145 Abſ. III jtatt demſelben „ihm“ 
In § 147 Abſ. III ſtatt diejenigen „die“ 
In S 149 Abſ. I das Wort „derſelben“ iſt zu 
ſtreichen 
$ 152 Abſ. II ſtatt dieſelbe „fig“ 
In S 158 Abſ. II ftatt derjenigen „der“ 
In $ 162 ſtatt dieſelben „fie“ 
$ 164 Abſ. I ſtatt dieſelben „ſie“ 
S 164 Abſ. II ſtatt Vornahme derſelben „ihre 
Vornahme“ 
S 167 Abſ. II ſtatt hinſichtlich des Beſchuldigten, 
feines Verteidigers und ber von imm... 


„für den Beſchuldigten, ſeinen Verteidiger und 
die von im. 


In S 168 nt, ſtatt dieſelbe „ſie“ 

8 171 Abſ. I ſtatt demſelben „ihm“ 

§ 171 Abſ. III ſtatt deren „ihrer“ 
8 174 Abſ. I Satz 4 ſtatt dasſelbe „es“ 

In S 186 Abſ. I ſtatt dasſelbe „das Protokoll“ 
8 
8 
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3 186 Abſ. III jtatt biejelben „ſie“ 
3 189 Abſ. I ſtatt Ausdehnung berjelben „ihrer 
Ausdehnung“ 

8 190 Satz 1 ſtatt deren „ihrer“ 

In § 190 Satz 2 ſtatt demſelben „ihm“ 

In § 202 Abſ. ! ſtatt derſelbe „er“ 

In 8 203 Hatt derſelbe „er“ 

In 8 217 das Wort „erfolgte“ ijt zu ſtreichen 

In 8 219 Abſ. I ſtatt die letztere „ſie“ 

In S 219 Abſ. III ſtatt derſelben „ihr“ 

In § 222 Abſ. I ſtatt Vernehmung desſelben „ſeine 
Vernehmung“ 

In $ 230 Abſ. I: das Wort desſelben“ ijt zu ſtreichen 

In § 230 Abſ. I Watt ihn „den Angeklagten“ 

In 8 233 ſtatt ^p ner“ 

In S 234 Abſ. I 

In 8 234 Abſ. II 

In 8 235 das Wort Auster iſt zu ſtreichen 

In $ 236 ſtatt die Verbindung derſelben „ihre 
Verbindung“ 

In $ 240 Abf. I ſtatt demjenigen dieſelbe „dem“ „ſie“ 

In 8 245 Abſ. II ſtatt derſelbe „er“ 

In 8 246 Abſ. I Satz 2 ſtatt desjenigen „deſſen“ 

In § 249 Satz 1 ſtatt letztere biede" 

In 8 250 Abſ. III Satz 1 ſtatt der Grund derſelben 
„ihr Grund“ 

In $ 250 Abſ. III Satz 2 ſtatt diejenigen „die“ 

In 8 254 ſtatt der Grund derſelben „ihr Grund“ 

In S 263 Abſ. I ſtatt dieſelbe „ſie“ 


| statt derſelbe „er“ 
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In S 263 Abj. II jtatt diejenige „die“ 

In § 265 Abf. I ſtatt dieſelbe „ſie“ 

In S 265 Abſ. II ſtatt die Aburteilung derſelben 
„ihre Aburteilung“ 

In S 267 Abſ. II ſtatt derſelben „ihr“ 

In 8 274 Satz 2 ſtatt desſelben „des Protokolls“ 

In S 322 ſtatt des Erſteren „des Angeklagten“ 


In 8 325 Satz 3 ſtatt der Grund derſelben „ihr 
Grund“ 


In $ 326 9(bj. III ſtatt der Grund derſelben „ihr 
Grund“ 

In 8 334 Abſ. II Satz 1 Hatt Vormundſchaſt ber- 
jenigen „Pflegſchaft der“ 

In 8 334 Abſatz 1I Satz 2 ſtatt Güterpflege „Pfleg⸗ 
ſchaft“ 

In 8 335 Abſ. I Tat die Gründe derſelben „ihre 
Gründe“ 

In 8 337 Abſ. II ſtatt in Anſehung derjenigen 
„wegen der“ 

In S 337 Abſ. II ſtatt dasſelbe „es“ 

In $ 338, Abſ. II ſtatt denſelben „ihnen“ 

In 8 341 Abſ. I ſtatt desjeuigen desjenigen „des“ 
„des“ 

In 8 341 Abſ. II ſtatt derſelben „der Friſt“ 

In S 344 Abſ. I ſtatt zur Einlegung desſelben „zu 
ſeiner Einlegung“ 

In 8 346 Abſ. I ſtatt dieſelben „fie“ 

In S 348 Abſ. I Satz 1 ſtatt demjenigen „dem“ 

In 8 348 Abſ. II ſtatt derſelben „ihr“ 

In § 357 Abſ. I. | 

In $ 357 Abſ. II 

In $ 363 Abſ. 1 Satz 2 ſtatt über dasſelbe „darüber“ 

In 8 368 ſtatt dasſelbe „es“ 

In § 370 Wb, ſtatt desſelben, dieſelbe „des An— 
geklagten“, „dieſe“ 

In S 371 die Worte „zu derſelben“ ſind zu ſtreichen 

In S 372 ſtatt zu Gunſten desſelben „zu ſeinen 
Gunſten“ g 

In S 375 ſtatt diejenigen, dasſelbe „die“, „es“ 

In 8 383 Abſ. I Datt dasſelbe „es“ 

In $ 383 Abſ. II ſtatt dasſelbe „es“ 

In 8 389 Abſ. I Satz 1 ſtatt diejenigen „die“ 

In S 392 9ibj. ſtatt diejenigen „die“ 

In 8 398 Abſ. II ſtatt zu Gunſten desſelben „zu 
ſeinen Gunſten“ 


ſtatt dasſelbe „es“ 
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In 8 408 Abſ. II ſtatt derſelbe „er“ 

In § 413 Abſ I ſtatt Aufhebung desſelben „ſeiner 
Aufhebung“ 

In 8 413 Abſ. II ſtatt zu Gunſten desſelben „zu 
ſeinen Gunſten“ 

In 8 414 Abſatz II ſtatt denjenigen „denen“ 

In $ 415 Abſ. II ſtatt dasſelbe „es“ 

In $ 419 Abſ. III ſtatt zur Leiſtung derſelben „zu 
ihrer Leiſtung“ 

In S 421 Satz 3 das Wort „derſelben“ ijt zu ſtreichen 

In S 422 ſtatt dieſelbe „ſie“ 

In $ 425 Abſ. I Satz 2 ſtatt bekanntzumachen „bes 
kanntzugeben“ 

In 8 430 Abſ. I Satz 1 ſtatt diejenigen „die“ 

In S 431 Abſ. III ſtatt dieſelbe , fie" 

In $ 433 Abſ. II ſtatt denſelben „ihn“ 

In $ 435 Abſ. II ſtatt demjenigen „dem“ 

In $ 436 Abſ. II ſtatt das letztere „das Gericht“ 

In 8 440 ſtatt desſelben „des Nebenklägers“ 

In S 443 Abſ. I ſtatt demjenigen „dem“ 

In $ 448 Abſ. I Satz 2 ſtatt demſelben „ihm“ 

In S 452 Abſ. II ſtatt die letztere „fie“ 

In S 453 Abſ. II ſtatt diejenige „die“ 

In S 453 Abſ. II ſtatt die Stelle der letzteren 
„ihre Stelle“ 

Ju $ 459 Abſ. II ſtatt denſelben, derjenigen „ihn, der“ 

Ju 8 461 ſtatt In betreff der „Für die“ 

In 8 465 Abſ. II ſtatt zu derſelben „dazu“ 

In $ 477 Abſ. I ftatt demjenigen „dem“ 

In S 478 9(bj. III ſtatt dieſelben „ſie“ 

In S 482 ſtatt diejenige „die“ 

In S 486 Abſ. V ſtatt Angehörigen desſelben 
„ſeinen Angehörigen“ 

In $ 488 Abſ. I ſtatt der Familie desſelben „ſeiner 
Familie“ 

In $ 488 Abſ. III Statt die Bewilligung desſelben 
„Seine Bewilligung“ 

In 8 494 Abſ. III ſtatt demjenigen, demjenigen 
„dem, dem“ 

In § 500 das Wort „derſelben“ ijt zu ſtreichen 

In 8 501 Abſ. I ſtatt derſelbe „er“ 

In § 501 Abf. II ftatt dasjenige „das“ 

In 8 502 ſtatt desjenigen, dasſelbe „des, es“ 

In $ 505 Abſ. I Satz 1 ſtatt denjenigen „den“ 
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| Artifel LXIII. | 
Die SSebezeichnungen der Strafprozeßordnung werden in der aus ber nachfolgenden Zuſammen⸗ 
ſtellung erſichtlichen Weiſe ges 


Bisher) Jetzt | Bisher i Jetzt puse Jetzt Kos Jetzt [aus Sept | Bisher) Jetzt 
S E 8 8 8 3 8 S 3 S 8 8 
88 1 bis 49 110110 227 228 | 328 | 286 386 | 346 448 | 408 
unverändert 111344 228 | 229 329 | 287 387 | 347 449 | 409 
| 50 51 112 | 112 229 | 230 330 | 288 888 | 848 | 450 | 410 
51 52 113 | 118 230 | 231 331 | 289 389 | 349 451 | 411 
52 53 114 u 931 | 232 332 | 290 390 | 350 452 | 412 
53 54 114 |114a 232 | 933 333 | 991 391 | 351 453 | 413 
54 55 bis d 233 234 334 292 392 352 454 | 414 
| 55 56 115 u 234 235 335 293 393 353 455 415 


235 236 336 | 294 394 | 354 456 | 416 
236 237 337 | 295 395 | 355 457 | 417 
237 | 238 338 | 296 396 | 356 458 | 418 
238 | 239 339 | 297 397 | 357 459 | 419 
239 | 240 340 | 298 898 | 358 460 | 420 
240 | 241 341 | 299 399 | 359 461 | 421 
241 | 242 342 | 300 400 | 360 402 | 422 
242 | 943 343 | 301 401 | 361 463 | 423 
243 | 244 344 | 302 402 | 362 464 | 424 
244 245 345 303 403 | 363 465 | 425 
245 | 246 346 | 304 404 | 364 466 | 426 
246 | 241 347 | 305 405 | 365 467 | 427 
247 | 248 348 | 306 406 | 366 468 | 428 
248 | 249 349 | 307 407 | 367 469 | 429 
249 | 250 350 | 308 408 | 368 470 — 
250 251 351 | 309 409 | 369 bis 
251 252 352 310 410 370 476 — 
252 | 253 | 353 311 411 | 371 477 | 430 
253 | 254 354 | 312 412 | 312 478 | 481 
254 | 255 — — 413 373 479 432 
255 256 355 314 414 374 480 433 
256 257 356 315 415 375 * 
257 258 357 316 416 376 481 449 
258 259 358 317 417 377 482 450 
259 260 359 318 418 378 483 | 451 
260 | 261 360 | 319 419 | 379 484 | 452 
261 | 262 361 | 920 420 | 380 485 | 453 
262 | 263 362 | 321 421 | 381 486 | 454 
263 | 264 363 | 322 422 | 382 487 | 455 
264 | 265 364 | 323 423 | 383 488 | 456 
265 | 266 365 | 324 424 | 384 489 | 457 
266 | 267 366 | 325 425 | 385 490 | 458 
267 | 268 367 | 326 426 | 386 491 | 459 
268 | 2688 | 368 | 327 427 | 387 492 | 460 
269 | 269 369 | 328 428 | 388 493 | 461 
270 | 270 370 | 329 429 | 389 494 | 462 
271 | 271 371 | 330 430 | 390 495 | 463 
272 | 212 372 | 331 431 | 391 496 | 464 
273 | 218 373 | 332 492 | 392 497 | 465 
214 | 274 374 | 333 433 | 398 498 | 466 
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79 79 137 | 197 
80 | 80 138 | 138 
81| 81 139 | 139 


92 | 92 150 | 150 


95 | 95 152a| 153 


96 96 152b, 154 275 | 275 — — 434 | 394 499 | 467 
97 97 153 | 155 276 — 314a| 335 435 | 395 500 | 468 
98 98 154 | 156 bis 375 336 436 396 501 | 469 
99 99 155 | 157 817 o 316 | 337 437 | 397 502 | 470 


318 | 276 377 | 338 438 | 398 503 | 471 
819 | 217 378 | 339 439 | 999 904 | 472 
102 | 102 158 | 160 219 | 220 320 | 278 37830 340 440 | 400 505 473 
103 103 159 161 220 | 221 321 | 279 379 Mem 441 | 401 506 | 474 
104 | 104 160 | 162 221 | 222 322 | 280 380 | — 442 | 402 
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Artikel LXIV. 


Entſprechend der aus Artikel LXIIT ſich ergebenden Anderung der §§⸗Zahlen ändern fid) die in 
den folgenden §s ber Strafprozeßordnung enthaltenen Verweiſungen in der aus der nachfolgenden Zuſammen— 
ſtellung erſichtlichen Weiſe: f 
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betreffend die Aufhebung Der Beſtimmungen über das Wuchergericht. 
Vom 18. 1. 1927. 

Auf Grund des § 1 des Geſetzes vom 29. November 1926 (Geſetzbl. S. 317) wird folgendes 

mit Geſetzeskraft verordnet: 
8 Artikel 1. | 

Die Verordnung über Sondergerichte gegen Schleichhandel und Preistreiberei (Wuchergerichte) vom 
27. November 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1909) mit Ausnahme des Artikel IT, 88 1 und 3 und des Artikel III, 
die Verordnung zur Ausführung dieſer Verordnung vom 27. November 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1916), 
die Verordnung vom 8. November 1922 (Danziger Geſetzbl. S. 495) zur Ergänzung und Abänderung der 
Verordnung vom 27. November 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1916) und ber Artikel V des Geſetzes zur Be— 
kämpfung des Wuchers vom 9. Mai 1923 (Danziger Geſetzbl S. 559) treten mit dem 1. Februar 1927 
außer Kraft. , 
Artikel 2. V 

Die am 1. Februar 1927 bei bem Wuchergericht anhängigen Strafſachen gehen in der Lage, in 
der ſie ſich befinden, auf die Amtsgerichte über. 
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Danzig, den 18. Januar 1927. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Schwartz. 
8 Verordnung 


26 
Wird ein Urteil des Wuchergerichts mit bem Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens an- 
gefochten, ſo entſcheidet darüber, ob der Antrag zuläſſig oder begründet iſt, die Strafkammer. Die erneute 
Hauptverhandlung findet vor dem Amtsgericht ſtatt. 
Danzig, den 18. Januar 1927. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Schwartz. 


9 Verordnung 
betreffend Jugendgerichte. Vom 18. 1. 1927. 
Auf Grund des § 1 des Geſetzes vom 29. November 1926 (Geſetzbl. S. 317) wird folgendes mit 


Geſetzeskraft verordnet: , 
Für Straftaten Jugendlicher gelten bis zum Inkrafttreten eines Jugendgerichtsgeſetzes folgende 


Beſtimmungen: 
8 1. 


Über Straftaten von Perſonen, bie zur Zeit ber Begehung ber Tat das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hatten und zur Zeit der Erhebung der Anklage noch nicht volljährig ſind (Jugendliche), entſcheidet 
der Amtsrichter und zwei Schöffen (Jugendgericht), ſofern ſolche Strafſache nicht mit einer Strafſache gegen 
einen Erwachſenen verbunden iſt. 

Steht eine Strafſache gegen einen Jugendlichen mit der Strafſache gegen einen Erwachſenen im 
Zuſammenheng, jo ijt die Strafſache gegen den Jugendlichen abzutrennen, falls nicht dadurch die Aufklärung 
und Aburteilung der Sache beeinträchtigt wird. 

Über die Berufung gegen die Urteile des Jugendgerichts entſcheidet die Große Strafkammer. 

8 2. 

Die Verteidigung Jugendlicher ijt notwendig unter den gleichen Vorausſetzungen, unter denen ſie 
nach den allgemeinen Vorſchriften für nichtjugendliche Angeklagte notwendig iſt. 

Auch in anderen Fällen kann dem Jugendlichen, der keinen Verteidiger hat, ein Verteidiger geſtellt 
werden, wenn es aus beſonderen Gründen, namentlich bei verwickelter Sach- oder Rechtslage angemeſſen 
erſcheint. 83. 

Wird ein Jugendlicher in Gemeinschaft mit einem Erwachſenen angeklagt, jo hat die Staats— 
anwaltſchaft dem Vormundſchaftsgericht von der Erhebung der Anklage Mitteilung zu machen. 

8 4. 

Für die Schöffen des Jugendgerichts gelten die Beſtimmungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und 
ber Strafprozeßordnung mit der Maßgabe, daß bei jedem Amtsgericht Hilfsſchöffen gewählt und Jahres- 
liſten der erwählten Hauptſchöffen und Hilfsſchöffen aufgeſtellt werden. 

85. 

Der Artikel 2 der Verordnung des Staatrats vom 16. Juni 1920 (Staatsanz. 1920 S. 149) 
wird aufgehoben. 

Danzig, den 18. Januar 1927. . 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Schwartz. 


10 Verordnung 
zur Abänderung der Zivilprozeßordnung einſchließlich der damit im Zuſammenhang ſtehenden 
Anderung der Entlaſtungsbekanntmachung und des Bürgerlichen Geſetzbuches. 
Vom 18. 1. 1927. 
Auf Grund des § 1 des Geſetzes vom 29. November 1926 (Geſetzbl. S. 317) wird mit Geſetzes⸗ 
kraft folgendes verordnet: a 


Die Zivilprozeßordnung vom 30. Januar 1877, in ber für Danzig geltenden Faſſung abgeändert: 
durch das Geſetz vom 2. November 1921 (Geſetzbl. 1921 S. 211), 
13. September 1922 („ 1922 „ 424), 
" 15 8 „ 7. November 1922 („ ee ere rb 
KR n „ 1. Dezember 1922 („ „ „ 989) 
6. Juni 1923 EY A 1923 „ 6209), 
12. Juni 1923 EM MA CELO). 


" " " " 


" " " " 


" " " " 


wird dahin geändert: 
de 


2 


Qo 


10. 


27 2 
durch bie Verordnung vom 2. Auguſt 1923 (Geſetzbl. 1923 S. 836), 


„ das Geſetz „ 28. September 1923 ( „ 999) 
„ die Verordnung „ 11. Oktober 1923 („ now 1080), 
„ das Geſetz „ 22. Oktober 1923 10 5 „ 1091), 


( 
bie Verordnung „ 23. Oktober 1928 
3. November 1923 d 
26. Januar 1924 („ 1924 % 17), 
£ : » 29. April 1924 ( d 
das Geſetz „ 10. Februar 1926 ( 1926 „ 38), 
Im 8 80 Abſ. 2 wird Satz ! durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
Das Gericht kann auf Antrag des Gegners die öffentliche Beglaubigung einer Privaturkunde 
anordnen. Wird der Antrag zurückgewieſen, ſo iſt dagegen kein Rechtsmittel zuläſſig. 


Im S 91 werden als Abſ. 3, 4 folgende Vorſchriften eingeftellt: 


Zu den Koſten des Rechtsſtreits im Sinne der Abf. 1, 2 gehören auch bie Koſten eines voraus— 
gegangenen Güteverfahrens; das gilt nicht, wenn zwiſchen der Beendigung des Güteverfahrens und 
der Klageerhebung mehr als ein Jahr verſtrichen iſt. 

Abſ. 3 findet entſprchende Anwendung auf die Gebühren, die durch ein Güteverfahren vor einer 
Güteſtelle ber im $ 495 a Abſ. 1 Nr. 1 bezeichneten Art entſtanden find. 


3. S 97 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 


Die Koſten der Berufungsinſtanz ſind der obſiegenden Partei ganz oder teilweiſe aufzuerlegen, 
wenn ſie auf Grund eines neuen Vorbringens obſiegt, welches ſie nach freiem Ermeſſen des Gerichts 
in erſter Inſtanz geltend zu machen imſtande war oder mit dem ſie in erſter Inſtanz nach S8 279, 
279 a, 283 Abſ. 2 zurückgewieſen worden iſt. 


8 99 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 


Iſt eine Entſcheidung in der Hauptſche nicht ergangen, ſo findet gegen die Entſcheidung über 
den Koſtenpunkt, mit der Beſchränkung des 8 567 9(bj. 2, ſofortige Beſchwerde ſtatt. Vor ber Ent- 
ſcheidung über die Beſchwerde iſt der Gegner zu lören. 


. 8 108 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


In den Fällen der Beſtellung einer prozeſſualiſchen Sicherheit kann das Gericht nach freiem 
Ermeſſen beſtimmen, in welcher Art und Höhe die Sicherheit zu leiſten iſt. Soweit das Gericht eine 
Beſtimmung nicht getroffen hat und die Parteien ein anderes nicht vereinbart haben, iſt die Sicher⸗ 
heitsleiſtung durch Hinterlegung von Geld oder ſolchen Wertpapieren zu bewirken, welche nach 8 234 
Abſ. 1, 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Sicherheitsleiſtung geeignet find. 


5. Im S 118 Abſ. 2 erhält Satz 2 folgenden Zuſatz: 


ſoll von einem unehelichen Kinde ein Anſpruch auf Unterhalt gegen feinen Vater geltend 
gemacht werden, jo bedarf es des Zeugniſſes nicht. 


Hinter § 118 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 


8 118 a. 

Wird in Streitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche vor dem Landgericht auf ein Armen⸗ 
rechtsgeſuch der Gegner zu Protokoll des Gerichtsſchreibers gehört, und einigen ſich hierbei beide Par- 
teien über den ſtreitigen Anſpruch, jo ift der Vergleich zu richterlichem Protokoll zu nehmen. Richter 
in dieſem Sinne iſt der Vorſitzende der Kammer oder ein von ihm beauftragtes Kammermitglied. 


. 8 137 Abſ. 3 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 


Eine Bezugnahme auf Schriftſtücke iſt zuläſſig, ſoweit keine der Parteien widerſpricht und das 
Gericht ſie für angemeſſen hält. 


. 8 139 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


Der Vorſitzende hat dahin zu wirken, daß die Parteien über alle erheblichen Tatſachen ſich 
vollſtändig erklären und die ſachdienlichen Anträge ſtellen, insbeſondere auch ungenügende Angaben der 
geltend gemachten Tatſachen ergänzen und die Beweismittel bezeichnen. Er hat zu dieſem Zwecke, 
ſoweit erforderlich, das Sach- und Streitverhältnis mit den Parteien nach der tatſächlichen und der 
rechtlichen Seite zu erörtern und Fragen zu ſtellen. e 
8 141 bj. 1 erhält folgende Faſſung: 

Das Gericht kann das perſönliche Erſcheinen einer Partei zur Aufklärung des Sachverhalts an- 
ordnen; von der Anordnung ſoll abgeſehen werden, wenn der Partei wegen weiter Entfernung ihres 
Aufenthaltsortes vom Gerichtsſitz oder aus ſonſtigen wichtigen Gründen die perſönliche Wahrnehmung 
des Termins nicht zugemutet werden kann. 
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5. In S 224 Abf. 1 fallen bie Worte „verlängert oder“ fort. 
6. S 227 erhält folgende Faſſung: 


17. 
18. 


. 8 234 Abſ. 2 und 3 erhalten folgende Faſſung: 


20. 


21. 


e 
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Als Abſ. 3 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

Bleibt die Partei im Termin aus, ſo können gegen ſie die gleichen Strafen wie gegen einen im 
Vernehmungstermine nicht erſchienenen Zeugen, jedoch mit Ausnahme der Haftſtrafe, verhängt werden. 
Das gilt nicht, wenn die Partei zur Verhandlung einen Vertreter entſendet, der zur Aufklärung des 
Tatbeſtandes in der Lage und zur Abgabe der gebotenen Erklärungen, insbeſondere zu einem Ver⸗ 
gleichsabſchluſſe ermächtigt iſt. Die Partei iſt auf die Folgen ihres Ausbleibens in der Ladung 
hinzuweiſen. 

8 163 erhält folgenden Abſ. 3: 
í Von der Zuziehung eines Protokollführers kann nach Beſtimmung des Vorſitzenden abgeſehen 
werden. 
Hinter S 163 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 
8 163 a. 

Niederſchriften größeren Umfanges, insbeſondere über bie Ausſagen von Zeugen und Sachver⸗ 
ſtändigen und über das Ergebnis eines Augenſcheins, können in einer gebräuchlichen Kurzſchrift als 
Anlage des Protokolls (8 160 Abſ. 2) aufgenommen werden. In dieſem Falle iſt die Anlage ſtets den 
Beteiligten vorzuleſen und allein von dem Gerichtsſchreiber zu unterzeichnen. § 162 Satz 2 findet 
Anwendung. Nach Beendigung des Termins iit unverzüglich eine Übertragung der Anlage des 
Protokolls in die gewöhnliche Schrift anzufertigen und von dem Gerichtsſchreiber zu beglaubigen. Die 
Übertragung tritt für das weitere Verfahren an die Stelle der Anlage. 

Der Nachweis der Unrichtigkeit der Übertragung iſt jederzeit zuläſſig. 


. 8 204 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 


Die öffentliche Zustellung erfolgt durch Anheftung der zuzuſtellenden Ausfertigung oder einer b 
beglaubigten Abſchrift des zuzuſtellenden Schriftſtücks an die Gerichtstafel. Enthält das Schriftſtück | 
eine Ladung, jo ijt außerdem bie einmalige Einrückung eines Auszugs des Schriftſtücks in den | 
Danziger Staatsanzeiger erforderlich. 
Hinter $ 212 wird folgende Vorſchrift eingeftellt: 
8 212 a. 

Bei Zuſtellungen an einen Anwalt genügt zum Nachweis der Zuſtellung das mit Datum und 

Unterſchrift verſehene ſchriftliche Empfangsbekenntnis des Anwalts. 


8 291. 

Das Gericht fann aus erheblichen Gründen auf Antrag ober von Amts wegen einen Termin 
aufheben. Beſchlüſſe hierüber können ohne mündliche Verhandlung ergehen. 

Der Beſchluß über die Aufhebung eines Termins iſt, falls er ohne mündliche Verhandlung er- 
geht, mit Gründen zu verſehen. Auch die Zurückweiſung eines Antrags auf Aufhebung eines Termins 
iſt unanfechtbar. 

Die Vorſchriften der Abſätze 1, 2 gelten auch für die Verlegung eines Termins und für die 
Vertagung einer Verhandlung. 
§ 228 fällt fort. , 

8 233 Abſ 1 erhält folgende Faſſung: 8 221 ; d 

Einer Partei, welche durch Naturereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle verhindert worden | 
it, eine Notfriſt ober bie Friſt zur Begründung der Berufung oder der Reviſion oder die ihr gemäß 
8 519 Abſ. 6, S 554 Abſ. 7 geſetzte Friſt einzuhalten, iſt auf Antrag die Wiedereinſetzung in | 
den vorigen Stand zu erteilen. 


Die Friſt beginnt mit dem Tage, an welchem das Hindernis gehoben iſt. 

Nach Ablauf eines J ihres, von dem Ende ber verſäumten Friſt an gerechnet, kann die Wieder⸗ 
einſetzung nicht mehr beantragt werden. 
§ 251 erhält folgende Faſſung: 

Das Gericht hat das Ruhen des Verfahrens anzuordnen, wenn beide Parteien dies beantragen 
und anzunehmen iſt, daß wegen Schwebens von Vergleichsverhandlungen oder aus ſonſtigen wichtigen 
Gründen dieſe Anordnung zweckmäßig iſt. Die Anordnung hat auf den Lauf der im § 233 Abſatz! 
bezeichneten Friſten keinen Cinfluß. 

Vor Ablauf von drei Monaten kann das Verfahren nur mit Zuſtimmung des Gerichts auf- 
genommen werden. 

Hinter § 251 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 
; 8 251a. 

Erſcheinen in einem Termine beide Parteien nicht, oder ſtellt beim Ausbleiben einer Partei, ohne 
daß es zur Vertagung kommt, die erſchienene Partei keine Anträge zur Sache, ſo kann das Gericht 
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nach Lage ber Akten entjdjeiben. Ein Urteil darf in dieſem Falle nur in einem beſonderen, auf min⸗ 
deſtens eine Woche hinaus anzuſetzenden Termine verkündet werden, und nur wenn in einem früheren 
Termin eine mündliche Verhandlung ſtattgefunden hat. Das Gericht hat der nicht erſchienenen Partei 
durch eingeſchriebenen Brief den Verkündungstermin bekanntzugeben. Die Verkündung unterbleibt, 
wenn eine nicht erſchienene Partei dies vor dem Verkündungstermine beantragt und glaubhaft macht, 
daß fie in dem Verhandlungstermin ohne ihr Verſchulden ausgeblieben ijt. 

Ergeht eine Entſcheidung nach Lage der Akten nicht, ſo beſtimmt das Gericht von Amts wegen 


einen neuen Termin zur mündlichen Verhandlung und gibt ihn den Parteien bekannt oder ordnet das 
Ruhen des Verfahrens an. 


. 8 253 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 


Die Klageſchrift ſoll ferner enthalten: 


1. Die Aufforderung, etwaige gegen die Behauptungen des Klägers vorzubringende Einwendungen 
und Beweismittel unverzüglich durch den zu beſtellenden Anwalt ($ 215) in einem Schriftſatz 
dem Kläger und dem Gerichte mitzuteilen; 

2. die Angabe des Wertes des Streitgegenſtandes, wenn hiervon die Zuſtändigkeit des Gerichts 
abhängt und der Streitgegenſtand nicht in einer beſtimmten Geldſumme beſteht. 


. 8 264 erhält folgende Faſſung: 


8 264. 
Nach dem Eintritt der Rechtshängigkeit ijt eine Anderung der Klage zuläſſig, wenn der Beklagte 
einwilligt oder das Gericht ſie für ſachdienlich erachtet. 


8 272 Abſ. 2 fällt fort. 
Hinter $ 272 werden folgende Vorſchriften eingeſtellt: 


§ 272 a. 

Kann eine Partei in der mündlichen Verhandlung auf eine Behauptung des Gegners eine Er— 
klärung nicht abgeben, weil ihr die Behauptung nicht rechtzeitig vor dem Termine mitgeteilt iſt, ſo kann 
auf ihren Antrag das Gericht eine Friſt beſtimmen, innerhalb deren ſie die Erklärung in einem Schrift— 
ſatz nachbringen kann, und gleichzeitig einen Termin zur Verkündung einer Entſcheidung anberaumen, 
der auch über eine Woche hinaus angeſetzt werden kann. Wird bis zu dem Termine die Zuſtellung 
des Schriftſatzes an den Gegner nachgewieſen und eine Abſchrift von ihm dem Gericht eingereicht, ſo 
iſt ſein Inhalt bei der Entſcheidung zu berückſichtigen; wird der Schriftſatz bis zu dem Termine nicht 
eingereicht, ſo gilt die Behauptung des Gegners als nicht beſtritten. 

& 272 b. 

Der Vorſitzende oder ein von ihm zu beſtimmendes Mitglied des Prozeßgerichts hat ſchon vor 
der mündlichen Verhandlung alle Anordnungen zu treffen, die angebracht erſcheinen, damit der Rechts— 
ſtreit tunlichſt in einer mündlichen Verhandlung erledigt wird. 

Zu dieſem Zwecke kann er insbeſondere 

l. den Parteien die Ergänzung oder Erläuterung ihrer vorbereitenden Schriftſätze ſowie die Vor— 
legung von Urkunden, Stammbäumen, Plänen, Riſſen und Zeichnungen aufgeben; 

2. Behörden oder Beamte um Mitteilung von Urkunden oder um Erteilung einer amtlichen Aus— 
kunft erſuchen; 

3. das perſönliche Erſcheinen der Parteien anordnen; 

4. Zeugen, auf welche eine Partei fid) bezogen hat, zur mündlichen Verhandlung laden oder von 
ihnen nach Maßgabe der Vorſchriften des S 377, (bj. 3 bis 5 ſchriftliche Auskünfte einholen; 

5. die Einnahme des Augenſcheines ſowie die Begutachtung durch Sachverſtändige anordnen und 
ausführen oder Sachverſtändige zur mündlichen Verhandlung laden. 

Anordnungen ber unter 4 und 5 bezeichneten Art ſollen nur ergehen, wenn der Beklagte 

dem Klageanſpruche bereits widerſprochen hat. Erfordert die Ausführung der Anordnung die 


Abhaltung eines Termins, ſo iſt dieſer tunlichſt mit dem Termine zur mündlichen Verhandlung 


zu verbinden. 


Die Parteien ſind von jeder Anordnung zu benachrichtigen. Die Benachrichtigung kann 
unterbleiben, wenn es nach dem Ermeſſen des Vorſitzenden oder des von ihm beauftragten Mit⸗ 
glieds für die Wahrnehmung der Rechte der Parteien nicht weſentlich iſt, daß ſie vor dem 
Termine zur mündlichen Verhandlung von der Anordnung Kenntnis erhalten. Wird das per— 
ſönliche Erſcheinen der Parteien angeordnet, ſo finden die Vorſchriften des S 141 Abſ. 2, 3 
Anwendung. 


26. Im § 275 Abſ. 1 fallen die Worte „wenn der Beklagte auf Grund derſelben die Verhandlung zur 


Hauptſache verweigert oder“ fort. 


COTES 
LU 
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30. 


32. 


33. 


34. 


35. 


38. 


30 
§ 276 erhält folgende Faſſung: 

Sft auf Grund der Beſtimmungen über die örtliche oder ſachliche Zuständigkeit der Gerichte die 
Unzuſtändigkeit des Gerichts auszuſprechen, ſo hat das angegangene Gericht, ſofern das zuſtändige 
Gericht beſtimmt werden kann, auf Antrag des Klägers durch Beſchluß fid) für unzuſtändig zu er— 
klären und den Rechtsſtreit an das zuſtändige Gericht zu verweiſen. Sind mehrere Gerichte zuſtändig, 
ſo erfolgt die Verweiſung an das vom Kläger gewählte Gericht. 

Eine Anfechtung des Beſchluſſes findet nicht ſtatt; mit der Verkündung des Beſchluſſes gilt der 
Rechtsſtreit als bei dem im Beſchluſſe bezeichneten Gericht anhängig. Der Beſchluß iſt für dieſes 
Gericht bindend. 

Die im Verfahren vor dem angegangenen Gericht erwachſenen Koſten werden als Teil der 
Koſten behandelt, welche bei dem im Beſchluſſe bezeichneten Gericht erwachſen. Dem Kläger ſind die 
entftandenen Mehrkoſten auch dann aufzuerlegen, wenn er in der Hauptſache obſiegt. 
§ 277 fällt fort. 

Im 8 278 Abſ. 2 treten an die Stelle des Wortes „kann“ das Wort „hat“ und an die Stelle des 
Wortes „auferlegen“ das Wort „aufzuerlegen“. 
8 279 erhält folgende Faſſung: 

Angriffs- oder Verteidigungsmittel, die von einer Partei nachträglich vorgebracht werden, können 
zurückgewieſen werden, wenn durch deren Zulaſſung die Erledigung des Rechtsſtreits verzögert werden 
würde und nach der freien Überzeugung des Gerichts die Partei in der Abſicht, den Prozeß zu ver— 
laben 5 aus grober Nachläſſigkeit das Angriffs- oder Verteidigungsmittel nicht früher vor- 
gebracht hat. 


. Hinter § 279 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 


8 279 a. . 

Erachtet das Gericht beftimmte Punkte für aufklärungsbedürftig, jo ſoll es den Parteien auf 
geben, fid) innerhalb beſtimmter Friſt über bie ftreitigen Punkte zu erklären. Wird einer ſolchen An— 
ordnung nicht Folge geleiſtet, ſo kann die Erklärung, wenn ſie ſpäter nachgeholt wird, für die Inſtanz 
unberückſichtigt bleiben, wenn die Partei die Verſpätung nicht genügend entſchuldigt. 

Im 8 281 werden vor dem Schlußwort „wird“ die Worte „oder ein den Erforderniſſen des § 253 
Abſ. 2 Nr. 2 entſprechender Schriftſatz zugeſtellt oder gemäß S 496 Abſ. 4 mitgeteilt“ eingefügt. 
§ 283 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Auf das nachträgliche Vorbringen von Beweismitteln und Beweiseinreden finden die Vorſchriften 
des S 278 Abſ. 2 und der SS 279, 279 a entſprechende Anwendung. 

8 287 erhält unter Streichung des bisherigen Abſ. 2 folgenden neuen Abſ. 2: 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 Satz 1, 2 finden bei vermögensrechtlichen Streitigkeiten auch in 
anderen Fällen entſprechende Anwendung, ſoweit unter den Parteien die Höhe einer Forderung ſtreitig 
ift und bie vollſtändige Aufklärung aller hierfür maßgebenden Umſtände mit Schwierigkeiten verbunden 
iſt, die zu der Bedeutung des ſtreitigen Teiles der Forderung in keinem Verhältnis ſtehen. 


8 303 erhält folgende Faſſung: o 303 
Iſt ein Zwiſchenſtreit zur Entſcheidung reif, ſo kann die Entſcheidung durch Zwiſchenurteil 
erfolgen. 


Im S 313 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: 


Die Darſtellung des Tatbeſtandes kann durch eine Bezugnahme auf den Inhalt der vorbereitenden 
Schriftſätze und auf die zum Sitzungsprotokoll erfolgten Feſtſtellungen erſetzt werden, ſoweit ſich aus 
ihnen der Sach- und Streitſtand richtig und vollſtändig ergibt. In jedem Falle ſind jedoch die 
erhobenen Anſprüche genügend zu kennzeichnen und die dazu vorgebrachten Angriffs- und Verteidigungs- 
mittel ihrem Weſen nach hervorzuheben. 

Abſ. 3 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

Verſäumnis- und Anerkenntnisurteile können in abgekürzter Form auf die bei den Akten 
befindliche Urſchrift oder Abſchrift der Klage oder auf ein damit zu verbindendes Blatt geſetzt werden. 

Als Abſ. 4 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

In der Berufungsinſtanz findet bie Vorſchrift des Abſ. 3 auf Urteile, die gegen den Berufungs- 
kläger ergehen, mit der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle der Klageſchrift die Berufungsſchrift tritt. 


. 8 315 Abſ. 2 erhält folgenden Zuſatz: 


Kann dies ausnahmsweiſe nicht geſchehen, jo iji innerhalb der Woche das von den Richtern 
unterſchriebene Urteil unter Weglaſſung des Tatbeſtandes und der Entſcheidungsgründe dem Gerichts- 
ſchreiber zu übergeben. In dieſem Falle ſind Tatbeſtand und Entſcheidungsgründe alsbald nachträglich 
anzufertigen, von den Richtern beſonders zu unterſchreiben und dem Gerichtsſchreiber zu übergeben. 
§ 316 fällt fort. 
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39. S 317 Abſ. 2 erhält folgenden Zuſatz: 


Die Ausfertigung der Urteile erfolgt, ſofern nicht von der Partei ein anderes beantragt wird, 
unter Weglaſſung des Tatbeſtandes und der Entſcheidungsgründe. Die Zuſtellung einer ſolchen 
Ausfertigung ſteht, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, in den Wirkungen der Zuſtellung eines 
vollſtändigen Urteils gleich. 

8 320 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Die Friſt beginnt mit der Zuſtellung des in vollſtändiger Form abgefaßten Urteils. Der Antrag 
kann ſchon vor dem Beginne der Friſt geſtellt werden. Die Berichtigung des Tatbeſtandes ijt aus- 
geſchloſſen, wenn ſie nicht binnen drei Monaten ſeit der Verkündung des Urteils beantragt wird. 
Im 8 323 Abſ. 4 treten an die Stelle der Worte ,S 794 Nr. 1, 2 und 5" die Worte „8 794 
Nr. 1 und 5". 


2. 8 329 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 


Die Vorſchriften der 88 309, 310 finden auf Beſchlüſſe des Gerichts, die Vorſchriften des 8 312 
und des § 317 Abſ. 1, Abſ. 2 Satz 1, 9(bj. 3 auf Beſchlüſſe des Gerichts und auf Verſügungen des 
Vorſitzenden ſowie eines beauftragten oder erſuchten Richters entſprechende Anwendung. 

Hinter § 331 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 
8 331 a. 

Beim Ausbleiben einer Partei im Termine zur mindlichen Verhandlung fann ber Gegner ftatt 
eines Verſäumnisurteils eine Entſcheidung nach Lage der Akten beantragen; dem Antrag ijt zu 
entſprechen, wenn der Sachverhalt für eine derartige Entſcheidung hinreichend geklärt erſcheint. Die 
Vorſchriften des S 251 a Satz 2 bis 4 finden entſprechende Anwendung. 

Im 8 335 Abſ. 1 erhält der erſte Halbſatz folgende Faſſung: 

Der Antrag auf Erlaſſung eines Verſäumnisurteils oder einer Entſcheidung nach Lage der Akten 

iſt zurückzuweiſen. 8 


. 8 336 erhält folgenden Abſ. 2: 


Die Ablehnung eines Antrages auf Entſcheidung nach Lage der Akten iſt unanfechtbar. 


Im 8 337 treten hinter das Wort „Verſäumnisurteils“ die Worte „oder einer Entſcheidung nach 


Lage der Akten.“ 


Der vierte Titel des zweiten Buches wird durch folgende Vorſchriften erſetzt: 


Verfahren vor dem Einzelrichter. 
8 348. 
Zur Vorbereitung der Entſcheidung des Prozeßgerichts iſt jede Sache zunächſt vor dem Einzel⸗ 
richter zu verhandeln, der auch den Termin hierzu beſtimmt. Es kann jedoch nach Beſtimmung des 
Vorſitzenden hiervon abgeſehen werden, wenn eine Vorbereitung nach den Umſtänden nicht erforderlich 


erſcheint. 
8 349. 


Der Einzelrichter hat zunächſt die gütliche Beilegung des Rechtsſtreits zu verſuchen. Kommt 
ein Vergleich nicht zuſtande, ſo hat der Einzelrichter für eine erſchöpfende Erörterung des geſamten 
Sach- und Streitverhältniſſes zu ſorgen. Er hat zu entſcheiden: 

J. über Verweiſungen in den Fällen ber $8 103, 104 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes; 

2. über prozeßhindernde Einreden der im $ 274 Abſ. 2 Nr. 1, 4 bis 7 bezeichneten Art, ſoweit 
über ſie beſonders verhandelt und entſchieden wird; 

3. bei Zurücknahme der Klage, Verzicht auf den geltend gemachten Anſpruch oder Anerkenntnis 
des Anſpruchs; 

4. bei Verſäumnis einer Partei. In dieſem Falle kann der Einzelrichter auch eine Entſcheidung 

nach Lage der Akten gemäß § 331a erlaſſen; 

in den Fällen des $ 25) a, ſoweit der Einzelrichter hier die Entſcheidung nach Lage der Akten 

für angezeigt hält. 

Im übrigen hat der Einzelrichter die Sache ſo weit zu fördern, daß ſie tunlichſt durch eine 
Verhandlung vor dem Prozeßgericht erledigt werden kann. Iſt eine Beweisaufnahme erforderlich, fo 
kann der Einzelrichter nach ſeinem Ermeſſen entweder ſelbſt die Beweiſe anordnen und erheben oder 
dies dem Prozeßgerichte vorbehalten. Iſt die Sache zur Verhandlung vor dem Prozeßgerichte reif, jo 
wird der Termin hierzu von Amts wegen anberaumt. 

Im Einverſtändnis beider Parteien kann der Einzelrichter bei Streitigkeiten über vermügeng- 
rechtliche Anſprüche an Stelle des Prozeßgerichts entſcheiden. 
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8 350. 

Einzelrichter im Sinne ber S8 348, 349 "ift in Sachen der Zivilkammern der Vorſitzende oder 
ein von ihm zu beſtimmendes Mitglied der Kammer, in Sachen der Kammern für Handelsſachen der 
Vorſitzende. 

Für die Anfechtung von Entſcheidungen des Einzelrichters gelten dieſelben Vorſchriften wie für 
die Anfechtung entſprechender Entſcheidungen des Prozeßgerichts. 

Im S 356 werden die Worte „auf Antrag“ geſtrichen; ferner wird folgender Satz angefügt: 

Die Beſtimmung der Friſt kann ohne mündliche Verhandlung erfolgen. 

Hinter § 357 wird folgende Vorſchrift jeden 
§ 357 a. 

Beſchließt das Gericht eine Beweiserhebung, jo ſoll bie Aufnahme des Beweiſes, ſoweit dies 
tunlich iſt, ſofort erfolgen, insbeſondere ſollen Zeugen und Sachverſtändige, falls ſie zur Stelle ſind 
oder ihre unverzügliche Geſtellung möglich iſt, ſofort vernommen werden. Ein Eid ſoll im Regelfalle 
nur dann ſofort abgenommen werden, wenn ſeine Zuſchiebung und ſeine Annahme ſchon in vor- 
nn Schriftſätzen erklärt waren. 
§ 360 erhält folgende Faſſung: 

§ 360. i 

Vor der Erledigung des Beweisbeſchluſſes kann keine Partei deſſen Anderung auf Grund ber 
früheren Verhandlungen verlangen. Das Gericht kann jedoch auf Antrag einer Partei oder von Amts 
wegen den Beweisbeſchluß auch ohne erneute mündliche Verhandlung inſoweit ändern, als der Gegner 
zuſtimmt oder es ſich nur um die Berichtigung oder Ergänzung der im Beſchluß angegebenen Beweis— 
tatſachen oder um die Vernehmung anderer als der im Beſchluß angegebenen Zeugen oder Sach— 
verſtändigen handelt. Die gleiche Befugnis hat der beauftragte oder erſuchte Richter. Die Parteien 
ſind tunlichſt vorher zu hören und in jedem Falle von der Anderung unverzüglich zu benachrichtigen. 
§ 374 fällt fort. 
§ 377 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 

Das Gericht kann ſtatt der Zuſtellung eine andere Form der Benachrichtigung anordnen. 

Als Abſ. 3, 4 werden folgende Vorſchriften eingefügt: ; 

Bildet den Gegenſtand der Vernehmung eine Auskunft, bie der Zeuge vorausſichtlich an der 
Hand ſeiner Bücher oder anderer Aufzeichnungen zu geben hat, ſo kann das Gericht anordnen, 
daß der Zeuge zum Termine nicht zu erſcheinen braucht, wenn er vorher eine ſchriftliche Beantwortung 
der Beweisfrage unter eidesſtattlicher Verſicherung ihrer Richtigkeit einreicht. 

Das gleiche kann auch in anderen Fällen geſchehen, ſofern das Gericht nach Lage der Sache, 
insbeſondere mit Rückſicht auf den Inhalt der Beweisfrage, eine ſchriftliche Erklärung des Zeugen für 
ausreichend erachtet und die Parteien damit einverſtanden ſind. 


53. Im $ 395 fällt das Wort „Religionsbekenntnis“ fort. 
. $ 401 erhält folgenden Abſ. 2 


Bei ſchriftlicher Beantwortung der Beweisfrage ($ 377 Abſ. 3, 4) hat der Zeuge Anſpruch auf 
Erſtattung der ihm durch die Beantwortung entſtandenen Auslagen. 


. 8 410 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 


Iſt der Sachverſtändige für die Erſtattung von Gutachten der betreffenden Art im allgemeinen 
beeidigt, ſo genügt die Berufung auf den geleiſteten Eid; ſie kann auch in einem ſchriftlichen Gut— 
achten erklärt werden. 


Im 8 411 wird dem Abſ. ! hinzugefügt: 


Das Gericht kann ihm hierzu eine Friſt beſtimmen. 

Hinter Abſ. 1 wird folgende Vorſchrift als neuer Abſatz eingefügt: 

Verſäumt ein zur Erſtattung des Gutachtens verpflichteter Sachverſtändiger die Friſt, ſo findet 
8 409 entſprechende Anwendung. Der Straffeſtſetzung muß eine Strafandrohung unter Setzung einer 
Nachfriſt vorangehen. 
§ 433 fällt fort. 
8 401 erhält folgende Faſſung: 

8 401. 

Sind die Parteien über bie Erheblichkeit und die Norm des Eides einverftanden, oder dient ber 
Eid zur Erledigung eines Zwiſchenſtreits, oder hängt die Eutſcheidung über einzelne ſelbſtändige 
Angriffs- und Verteidigungsmittel von der Leiſtung eines Eides ab, ſo kann die Leiſtung des Eides 
durch Beweisbeſchluß angeordnet werden. 

Das gleiche gilt, wenn die Vorausſetzungen für die Anfechtung eines nach § 460 zu erlaſſenden 
Endurteils unzweifelhaft nicht gegeben ſind. 


60. 
61. 


62. 


63. 


64. 


65. 


59. 8 485 erhält folgende Faſſung: 


8 485. 

Auf Geſuch einer Partei kann die Einnahme des Augenſcheins und die Vernehmung von Zeugen 
und Sachverſtändigen zur Sicherung des Beweiſes angeordnet werden. Der Antrag iſt nur zuläſſig, 
wenn der Gegner zuſtimmt oder zu beſorgen iſt, daß das Beweismittel verloren oder die Benutzung 
desſelben erſchwert werde, oder wenn der gegenwärtige Zuſtand einer Sache feſtgeſtellt werden ſoll 
und der Antragſteller ein rechtliches Intereſſe an dieſer Feſtſtellung hat. 

Die 88 488, 489 fallen fort. 
Hinter $ 495 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 
8 495 a. 
Der Erhebung der Klage muß ein Güteverfahren vorangehen. Dies gilt nicht: 
l. wenn wegen des Anſpruchs innerhalb des letzten Jahres vor einer durch den Senat eingerichteten 
oder anerkannten Güteſtelle ein Ausgleich unter den Parteien erfolglos verſucht worden iſt; 
2. wenn wegen des Anſpruchs bereits ein Güteantrag wegen Ausſichtsloſigkeit des Anſpruchs 
zurückgewieſen iſt; 
3. in Urkunden und Wechſelprozeſſen; 
4. für Widerklagen; 
5. wenn die Zuſtellung an den Gegner im Ausland oder durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen muß 
6. wenn nach dem Ermeſſen des Gerichts die alsbaldige Klageerhebung durch einen ſonſtigen 
wichtigen Grund gerechtfertigt wird, insbeſondere wenn mit Rückſicht auf die Art des Anſpruchs 
die Verhältniſſe der Beteiligten oder beſondere Umſtände der Verſuch einer gütlichen Beilegung 
ausſichtslos erſcheint. 
Iſt nach der erfolgloſen Beendigung eines Güteverfahrens ein Jahr verſtrichen, ſo bedarf 
es zur Erhebung der Klage eines erneuten Güteverfahrens. 
Im 8 496 erhält Abſ. 1 folgenden Zuſatz: 

Im Güteverfahren kann die Zuſtellung durch Überſendung mittels eingeſchriebenen Briefes erſetzt 
werden; auch eine ſonſtige Form der Bekanntmachung genügt, ſofern ſie durch ein mit Datum und 
eigenhändiger Unterſchrift des Empfängers verſehenes Empfangsbekenntnis nachgewieſen wird. 

Abſ. 3 erhält folgenden Zuſatz: 

In Anſehung der Wahrung einer Friſt oder der Unterbrechung der Verjährung hat der Güte— 
antrag dieſelbe Wirkung wie eine Klageerhebung. Ein zurückgenommener Güteantrag gilt als nicht geſtellt. 

Abſ. 4 und 6 fallen fort. 

Im $ 498 erhält Abſ. 1 folgenden Zuſatz: f 

Im Güteverfahren ijt dem Antragsgegner der Güteantrag unter Hinweis auf bie Verſäumnis— 
folgen zuzuſtellen oder gemäß S 496 Abſ. 1 Satz 2 mitzuteilen. 

Hinter Abſ. 1 wird der folgende neue Abſatz eingeſchoben: 

Mit der Zuſtellung der Klageſchrift ift die Aufforderung an den Beklagten zu verbinden, etwaige 
gegen die Behauptungen des Klägers vorzubringende Einwendungen und Beweismittel unter genauer 
Bezeichnung der zu beweiſenden Tatſachen unverzüglich dem Gerichte mitzuteilen. § 253 Abſ. 3 Nr. 1 
findet keine Anwendung. 

Im § 499 Abſ. 1 treten an Stelle der Worte „Die Entlaſſungsfriſt beträgt“ die Worte „Die Friſt 
zur Einlaſſung auf einen Güteantrag oder auf eine Klage beträgt“. 


Hinter § 499 werden folgende Vorſchriften eingeſtellt: 


§ 499 a. 

Der Antragſteller hat in dem Güteantrag anzugeben, welche Anſprüche er gegen ſeinen Gegner 
erhebt und auf welche Tatſachen er ſie ſtützt. Gleichzeitig ſoll er ſeine Beweismittel bezeichnen und 
die Gründe, aus denen der Gegner den Anſpruch beſtreitet, ſoweit ſie ihm bekannt ſind, mitteilen. 
Beſitzt der Antragſteller auf die Sache bezügliche Urkunden, jo foll er fie in Urſchrift oder Abſchrift beifügen. 

S 499 b. 


Erſcheint der erhobene Anſpruch von vornherein ausſichtslos, jo kann das Gericht den Antrag 
durch Beſchluß zurückweiſen. Die Zurückweiſung iſt zu begründen und unterliegt keinem Rechtsmittel. 
In allen anderen Fällen beraumt das Gericht unverzüglich Termin zur Güteverhandlung an. 


Das Gericht kann die zur Vorbereitung ber Güteverhandlung ihm dienlich erſcheinenden Maß— 
nahmen treffen. Ordnet das Gericht das perſönliche Erſcheinen der Parteien an, jo finden bie Vor— 
ſchriften des § 141 Abſ. 2,3 Anwendung. 8 499 

499 c. 


In der Güteverhandlung erörtert das Gericht das geſamte Streitverhältnis in freier Würdigung 
aller Umſtände mit den Parteien und ſucht einen gütlichen Ausgleich heibeizuführen. Zur Aufklärung 
des Sachverhalts kann ein Augenſchein eingenommen werden. Andere Beweiſe können inſoweit erhoben 
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34 
werden, als die Beweiserhebung ſofort geſchehen kann. Inwieweit Zeugen oder Sachverſtändige eidlich 
oder uneidlich vernommen werden, bleibt dem Ermeſſen des Gerichts überlaſſen. Ein Beweis durch 
Parteieid findet nicht ſtatt. 
8 499 d. 

Die örtliche Zuſtändigkeit des Gerichts beſtimmt ſich nach den für das Streitverfahren geltenden 
Vorſchriften. Iſt das angegangene Amtsgericht örtlich unzuſtändig, und iſt die Unzuſtändigkeit von 
dem Antragsgegner geltend gemacht, ſo hat ſich das Gericht durch Beſchluß für unzuſtändig zu erklären. 
Die Vorſchriften des S 276 finden entſprechende Anwendung. 

S 499 e. 

Einigen fid bie Parteien in der Güteverhandlung nicht, jo wird der Rechtsſtreit auf den bis 
zur Beendigung der Verhandlung zu ſtellenden Antrag einer Partei ſoweit möglich ſofort, ſonſt in 
einem alsbald anzuberaumenden neuen Termine ſtreitig verhandelt. Für das Streitverfahren gilt in 
dieſem Falle, auch in Anſehung des Eintritts der Rechtshängigkeit, der Güteantrag als Klageſchrift; 
es ſind jedoch Anderungen und Ergänzungen zu berückſichtigen, die der Antragſteller in der Gütever— 
verhandlung etwa vorgebracht hat. a 

Wird bei Erfolgloſigkeit des Einigungsverſuchs weder der Güteantrag zurückgenommen, noch der 
Antrag auf Eintritt in das Streitverfahren geſtellt, ſo erteilt das Gericht beiden Parteien eine Be— 
ſcheinigung darüber, daß das Güteverfahren erfolglos geblieben iſt. In der Beſcheinigung iſt an⸗ 
zugeben, welcher Anſpruch den Gegenſtand des Verfahrens gebildet hat. | 

8 499 f. 

Bleiben im Termine zur Güteverhandlung beide Parteien aus, jo erklärt das Gericht durch Be— 
ſchluß den Güteantrag für zurückgenommen 

Bleibt nur eine Partei aus, fo wird auf Antrag der erſchienenen Partei ſofort in das Streit⸗ 
verfahren eingetreten. Der Güteantrag gilt auch in dieſem Falle nach S 496 Abſ. 1 Satz 2 als 
Klageſchrift. Auf das weitere Verfahren finden die allgemeinen Vorſchriften über das er: 
ſäumnisverfahren entſprechende Anwendung. 

§ 499 g. 

Über die weſentlichen Ergebniſſe der Güteverhandlung ijt ein Protokoll aufzunehmen. In dieſem 

ſind insbeſondere feſtzuſtellen: 

1. der Abſchluß eines Vergleichs; 

2. die Erklärung einer Zurücknahme des Güteantrags; 

3. Beſchlüſſe des Gerichts und deren Verkündung; 

4. von bem Antragſteller mündlich vorgebrachte Ergänzungen und Anderungen des Güteantrags; 

5. die Ausſagen von Zeugen und Sachverſtändigen und das Ergebnis eines Augenſcheins; 

6. der Eintritt in das Streitverfahren. 

Die Aufnahme der unter Nr. 4 und 5 vorgeſehenen Erklärungen und Ergebniſſe kann unterbleiben, 
wenn die Verhandlung noch in demſelben Termine zu einer endgültigen Erledigung der Sache führt. 


§ 500 erhält folgende Faſſung: 
n 8 500. 


An ordentlichen Gerichtstagen können bie Parteien ohne vorherigen Antrag und ohne Termin⸗ 
beſtimmung zur Güteverhandlung vor Gericht erſcheinen. In dieſem Falle iſt, wenn bei Beendigung 
des Termins die Sache im Güteverfahren anhängig bleibt, der weſentliche Inhalt des mündlich ge- 
ſtellten Antrags in das Protokoll aufzunehmen. Führt der Termin zu einem Eintritt in das Streit- 
verfahren, ſo wird die Klage durch mündlichen Vortrag erhoben und zu Protokoll genommen; nach 
der Klageerhebung kann jede Partei die Vertagung des Termins verlangen. 

Hinter § 500 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 
8 500a. 

Soll das Streitverfahren vor dem Amtsgericht unmittelbar durch Klage eingeleitet werden, jo 
fat der Kläger bei der Einreichung oder Anbringung der Klage entweder eine gerichtliche Beſcheinigung 
darüber beizubringen, daß innerhalb des letzten Jahres über den Anſpruch ein Güteverfahren erfolg⸗ 
los beendigt worden iſt oder, erforderlichenfalls unter Glaubhaftmachung, darzulegen, daß einer der 
Fälle vorliegt, in denen es eines Güteverfahrens nicht bedarf ($ 495a Abſ. 1). 

Eine Klage, die dieſer Vorſchrift nicht genügt, gilt als Güteantrag. 


. 88 501 bis 503 fallen fort. ö 
9. § 504 Ab. 3 ſowie § 505 fallen fort. Im § 506 Abſ. 2 und im § 508 Abſ. 3 wird die Zahl 


„505“ durch die Zahl „276“ erſetzt. 


Im 8 507 fallen die Worte „und der Së 348 bis 354“ fort. 
. 8 509 fällt fort. 


$ 510e fällt fort. 


u m. 


bie Zahlung einer Geldſumme zum Gegenftanbe Hat, durch einen den Betrag von hundert Gulden 
überſteigenden Wert des Beſchwerdegegenſtandes bedingt. Als ein Anſpruch, welcher die Zahlung einer 
Geldſumme zum Gegenſtande hat, gilt auch der Anſpruch aus einer Hypothek, einer Grundſchuld oder 
einer Rentenſchuld. 

In betreff des Wertes des Beſchwerdegegenſtandes kommen bie 88 3 bis 9 der Zivilprozeß⸗ 
ordnung zur Anwendung. 

Der Berufungskläger hat dieſen Wert glaubhaft zu machen; zur Verſicherung an Eides Statt 
darf er nicht zugelaſſen werden. 

Inſoweit es ſich um die Unzuläſſigkeit des Rechtswegs handelt ſowie in Rechtsſtreitigkeiten über 
Anſprüche, für welche die Landgerichte ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes ausſchließlich 
zuſtändig ſind, findet die Berufung ohne Rückſicht auf den Wert des Beſchwerdegegenſtandes ſtatt. 

74. Hinter 8 512 wird folgende Vorſchrift eingeftelt: 
8 512 a. 

Die Berufung kann in Streitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche nicht darauf geſtützt 
werden, daß das Gericht erſter Inſtanz feine örtliche Zuſtändigkeit mit Unrecht angenommen hat. 

75. 8 516 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

Die Berufungsfriſt beträgt einen Monat; ſie iſt eine Notfriſt und beginnt mit der Zuſtellung 
des Urteils, ſpäteſtens aber mit dem Ablauf von fünf Monaten nach der Verkündung. 

Abſ. 2 fällt fort. 

76. Im 8 518 erhält Abſ. 3 die folgende Faſſung, und es wird Abſ. 4 hinzugefügt: 

Mit der Berufungsſchrift ſoll eine Ausfertigung oder beglaubigte Abſchrift des Urteils, gegen 
welches die Berufung fid) richtet, ſowie der Nachweis der Zuſtellung des Urteils dem Berufungs- 
gerichte vorgelegt oder angegeben werden, daß das Urteil nicht zugeſtellt ſei. 

Die allgemeinen Beſtimmungen über die vorbereitenden Schriftſätze finden auch auf die Be— 
rufungsſchrift Anwendung. 

77. 8 519 erhält folgende Faſſung: 

Der Berufungskläger muß die Berufung begründen. 

Die Berufungsbegründung erfolgt, ſofern ſie nicht bereits in der Berufungsſchrift enthalten iſt, 
durch Einreichung eines Schriftſatzes bei dem Berufungsgerichte. Die Friſt für die Berufungs⸗ 
begründung beträgt einen Monat; fie beginnt mit der Einlegung der Berufung und kann auf Antrag 
von dem Vorſitzenden verlängert werden. 

Die Berufungsbegründung muß enthalten: g 
l. bie Erklärung, inwieweit das Urteil angefochten wird, und welche Abänderungen des Urteils 
beantragt werden (Berufungsanträge), £ 
2. die Angabe ber neuen Tatſachen, Beweismittel und Beweiseinreden, welche die Partei geltend zu 
machen beabſichtigt. " 

In ber Berufungsbegründung jol ferner der Wert des nicht in einer beſtimmten Geldſumme 
beſtehenden Beſchwerdegegenſtandes angegeben werden, wenn von ihm die Zuläſſigkeit der Berufung abhängt. 

Die allgemeinen Beſtimmungen über die vorbereitenden Schriftſätze finden auch auf die Berufungs— 
begründung Anwendung. 

Sofern nicht dem Berufungskläger das Armenrecht bewilligt iſt oder Gebührenfreiheit zuſteht, 
hat der Vorſitzende eine Friſt zu beſtimmen, innerhalb deren der Berufungskläger den Nachweis zu 
erbringen hat, daß er die für die Berufungsinſtanz von ihm erforderte Prozeßgebühr gezahlt hat. Die 
Friſt kann auf Antrag von dem Vorſitzenden verlängert werden. Wird der Nachweis nicht vor Ab- 
lauf der Friſt erbracht, ſo gilt die Berufung als nicht in der geſetzlichen Form begründet. Hat der 
Berufungskläger die Bewilligung des Armenrechts vor Ablauf der Friſt beantragt, ſo wird der Lauf 
der Friſt bis zum Ablauf von zwei Wochen nach Zuſtellung des auf dieſes Geſuch ergehenden Be— 
ſchluſſes und, wenn vor Ablauf der Friſt gegen den Beſchluß Beſchwerde eingelegt wird, bis zur Zu⸗ 
ſtellung des auf die Beſchwerde eingehenden Beſchluſſes gehemmt. 

78. Hinter § 519 werden folgende Vorſchriſten eingeſtellt: 
8 519 a. 

Die Berufungsſchrift und die Berufungsbegründung ſind der Gegenpartei von Amts wegen zu⸗ 
zuſtellen. Mit der Zuſtellung der Berufungsſchrift ijt der Zeitpunkt mitzuteilen, an dem die Berufung 
eingelegt iſt. Die erforderliche Zahl von beglaubigten Abſchriften ſoll der Beſchwerdeführer mit der 
Berufungsſchrift oder der Berufungsbegründung einreichen, 
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73. Hinter $ 511 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 
8 5lla. 
Die Zuläſſigkeit ber Berufung ijt, wenn die Berufung ausſchließlich einen Anſpruch betrifft, der 
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8 519b. 

Das Berufungsgericht hat von Amts wegen zu prüſen, ob bie Berufung an ſich ſtatthaft und 
ob die Einlegung und Begründung in der geſetzlichen Friſt und Form erfolgt iſt. Mangelt es an 
einem dieſer Erfordernijje, jo ijt die Berufung als unzuläſſig zu verwerfen. a 

Die Entſcheidung kann ohne mündliche Verhandlung durch Beſchluß erfolgen. Eine Anfechtung 
des Beſchluſſes findet nicht ſtatt. 

79. Im § 520 Abſ. 1 erhält Satz 1 folgende Faſſung: 

Wird die Berufung nicht durch Beſchluß als unzuläſſig verworfen, jo iſt der Termin zur münd— 
lichen Verhandlung von Amts wegen zu beſtimmen und den Parteien bekanntzumachen. 

Satz 2 und 3 fallen fort. 

80. Hinter § 522 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 
& 522 a. 

Die Auſchließung erfolgt durch Einreichung der Berufungsanſchlußſchrift bei dem Berufungsgerichte. 

Die Anſchlußberufung muß vor Ablauf der Berufungsbegründungsfriſt (S 519 Abſ. 2) und, jo- 
fern ſie nach deren Ablauf eingelegt wird, in der Anſchlußſchrift begründet werden. 

Die Vorſchriften des 8 518 Abſ. 2, 4, des § 519 Abj. 3, 5 und der SS 519 a, 519 b finden 
entſprechende Anwendung. 

81. Hinter S 523 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 
8 523 a. 

Die Vorſchrift des § 349 Abſ. 3 findet keine Anwendung. 
82. § 524 fällt fort. 
83. Im 8 528 Abſ. 1 Satz 2 werden zwiſchen die Worte „Gerichtsſtand“ und „begründet“ die Worte 

„oder die Zuſtändigkeit eines Gewerbe- oder Kaufmannsgerichts“ eingefügt. 

Abſ. 2 fällt fort. 
84. Im 8 529 treten zwiſchen Abſ. 1 und 2 folgende Vorſchriften: 

Angriffs- und Verteidigungsmittel ſowie Beweismittel und Beweiseinreden, die in erſter Inſtanz 
nicht geltend gemacht worden ſind, können zurückgewieſen werden, wenn durch deren Zulaſſung die 
Erledigung des Rechtsſtreits verzögert werden würde und nach der freien Überzeugung des Gerichts 
die Partei in der Abficht, den Prozeß zu verſchleppen oder aus grober Nachläſſigkeit fie nicht früher 
vorgebracht hat. Das gleiche gilt von ſolchem Vorbringen, das in erſter Inſtanz nach den SS 279, 
279 a, 283 Abſ. 2 zurückgewieſen worden ijt. 

Die Vorſchrift des Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung, wenn der Berufungskläger ein neues 
Vorbringen, deſſen Geltendmachung in der Berufungsinſtanz zuläſſig ijt, entgegen der Vorſchrift des 
§ 519 nicht in der Beruſungsbegründung mitgeteilt hat. 

Im bisherigen Abſ. 3 wird Satz 2 geſtrichen. 

85, § 534 erhält folgende Faſſung: 

Ein nicht unbedingt für vorläufig vollſtreckbar erklärtes Urteil erſter Inſtanz iſt, ſoweit es durch 
die Berufungsanträge nicht angefochten iſt, auf den im Laufe der mündlichen Verhandlung geſtellten 
Antrag von dem Berufungsgerichte durch Beſchluß für vorläufig vollſtreckbar zu erklären. 

Das gleiche gilt, wenn der Berufungskläger neue Angriffs- oder Verteidigungsmittel oder Be⸗ 
weismittel und Beweiseinreden vorbringt, durch welche die Erledigung des Rechtsſtreits verzögert wird, 
und nach der freien Überzeugung des Gerichts die Verſpätung des Vorbringens auf der Abſicht der 
Prozeßverſchleppung oder auf Nachläſſigkeit beruht. 

Eine Anfechtung der Entſcheidung findet nicht ſtatt. 

86. § 535 fällt fort. 
87. Im § 538 werden der Nummer 3 folgende Worte angefügt: 
es ſei denn, daß der Streit über den Betrag des Anſpruchs zur Entſcheidung reif iſt. 
88. 88 540, 541 fallen fort. 
89. Im 8 567 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: 
Im Falle des § 99 Abſ. 3 unterliegt die Entſcheidung einer ſofortigen Beſchwerde nur, wenn 
die Beſchwerdeſumme fünfzig Gulden überſteigt. 
90. Im 8 576 erhält Abſatz 3 folgende Faſſung: 
Die Beſtimmung des erſten Abſatzes gilt auch für das Obergericht. 
91. 8 594 fällt fort. 
92. § 60l fällt fort. 
93. $ 626 erhält folgende Faſſung: 8 626. 


Die Vorſchriften über die Zurückweiſung verſpäteten Vorbringens finden in der Berufungsinſtanz 
nur inſoweit Anwendung, als der Berufungskläger fein neues Vorbringen entgegen ber Vorſchriſt des 


94. 


95. 
. 8 696 erhält folgende Faſſung: 
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8 519 nicht in ber Berufungsbegründung mitgeteilt oder die Partei nach der freien Überzeugung des 
Gerichts in der Abſicht, den Prozeß zu verſchleppen, ihre Angriffs- oder Verteidigungsmittel nicht 
früher vorgebracht hat. 
8 692 erhält folgenden Satz 2: 

Die Widerſpruchsfriſt iſt den Vorſchriften über die Einlaſſungsfriſt „ zu ene e 
falls dieſe weniger als eine Woche betragen würde. 8 
S 693 Abſ. 2 und S 695 fallen fort. 

8 696. 

Wird rechtzeitig Widerſpruch erhoben, jo ift auf Antrag einer Partei vor dem Amtsgerichte, das 
den Zahlungsbefehl erlaſſen hat, ein Termin anzuberaumen. Der Antrag kann ſchon in dem Geſuch 
um Erlaſſung des Zahlungsbefehls geſtellt werden. 

Der Termin iſt zur Güteverhandlung anzuberaumen. Hat der Gläubiger eine Beſcheinigung 
über die Erfolgloſigkeit eines vorangegangenen Güteverfahrens beigebracht oder, erforderlichenfalls unter 
Glaubhaftmachung, dargelegt, daß es gemäß S 495 a eines Güteverfahrens nicht bedarf, jo ijt alsbald 
Termin zur Streitverhandlung anzuberaumen. Das gleiche gilt, wenn der Anſpruch zur Zuftändigfeit 
des Landgerichts gehört. 

Wird nach der Erhebung des Widerſpruchs alsbald ein Termin zur Streitverhandlung anberaumt 
oder wird der Rechtsſtreit im Anſchluß an das Güteverfahren gemäß SS 499 e, 499 f Abſ. 2 im 
* verhandelt, ſo gilt die Streitſache als mit Zuſtellung des Zahlungsbefehls rechtshängig 
geworden. 

Zur Herſtellung eines Urteils in abgekürzter Form (S 313 Abſ. 3, S 317 Abſ. 4) kann der 
Zahlungsbefehl an Stelle der Klageſchrift benutzt werden. : 

Im 8 697 Abſ. 1 tritt an die Stelle der Zahl „505“ die Zahl „276.“ 

§ 700 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

Der Vollſtreckungsbefehl ſteht einem für vorläufig vollſtreckbar erklärten, auf Verſäumnis 
erlaſſenen Endurteile gleich; im Falle feiner Erlaſſung gilt der Anſpruch als mit der Zuſtellung des 
Zahlungsbefehls im Streitverfahren rechtshängig geworden. 

Im S 701 Satz 1 fallen die Worte „dergeſtalt“ und „daß auch die Wirkungen der „ 
erlöſchen“ fort. 

Im 5 708 erhält Nummer 3 folgenden Wortlaut: 

„3. Verſäumnisurteile;“ 

Nummer 7 fällt fort. 

Im S 709 treten an Stelle der Worte „Urteile find auf Antrag“ die Worte „Urteile find ferner ohne 


ntrag“. 
In Nummer 2 iſt anſtelle der Worte: „im § 3 Abſ. 1 des Geſetzes betreffend die Gewerbe— 


gerichte vom 29. Juli 1890 (Reichsgeſetzblatt S. 141)“ zu ſetzen: 
„in § 4 des Gewerbegerichtsgeſetzes vom 23. November 1922 (Danziger Geſetzblatt Seite 519)“ 
In Nummer 4 treten anſtelle des Wortes: „dreihundert“ die Worte „achthundert Gulden.“ 
8 710 erhält folgende Faſſung: 
Andere Urteile ſind gegen eine der Höhe nach zu beſtimmende Sicherheit für vorläufig vollſtreckbar 
zu erklären. Auf Antrag ſind ſie auch ohne Sicherheitsleiſtung für vorläufig vollſtreckbar zu erklären, 
wenn glaubhaft gemacht wird, daß der Gläubiger zur Sicherheitsleiſtung nicht in der Lage iſt, und daß 
die Ausſetzung der Vollſtreckung ihm einen ſchwer zu erſetzenden oder einen ſchwer zu ermittelnden 
Nachteil bringen würde. 
Im S 712 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „in den Fällen des 8 708“ die Worte „in den 
Fällen der SS 708, 709", und an die Stelle der Worte „in den Fällen ber SS 709, 710“ die Worte 
„in den Fällen des 8 710". 

ad 2 fällt fort. 
Im S 713 Abſ. 1 füllt Satz 2 fort. 
Hinter $ 713 wird folgende Vorſchrift eingefügt: 

? 8 113 a. | 

Die in den 88 712 und 713 zugunſten des Schuldners zugelaſſenen Anordnungen ſollen nicht 
ergehen, wenn die Vorausſetzungen, unter denen ein Rechtsmittel gegen das Urteil ſtattfindet, nach 
dem Ermeſſen des Gerichts unzweifelhaft nicht vorliegen. 
Im S 714 tritt anſtelle der Zahl „709“ die Zahl „710“. 
§ 716 erhält folgende Faſſung: 8 716. 


Iſt eine Entſcheidung über die vorläufige Vollſtreckbarkeit nicht 1 ſo kommen wegen Er⸗ 
gänzung des Urteils bie Vorſchriften des 8 321 zur Anwendung. 
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Im S 717 füllt Abſ. 3 fort. 
Im $ 794 Abſ. 1 treten in Nr. 1 hinter die Worte „nach Erhebung der Klage“ die Worte „oder in 
einem Güteverfahren“ und hinter das Wort „Gericht“ die Worte „oder vor einer Güteſtelle der im 
8 495 a Abſ 1 Nr. 1 bezeichneten Art“. 
Nr. 2 fällt fort 
Nr. 2 a erhält die Nr. 2. 
Hinter § 797 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 
8 797 a. 

Bei Vergleichen, die vor Güteſtellen der im § 495 a Abſ. 1 Nr. 1 bezeichneten Art geſchloſſen 
ſind, wird die Vollſtreckungsklauſel vou dem Gerichtsſchreiber desjenigen Amtsgerichts erteilt, in deſſen 
Bezirk die Güteſtelle ihren Sitz hat. 

Über Einwendungen, welche die Zuläſſigkeit der Vollſtreckungsklauſel betreffen, entſcheidet das 
im Abf. 1 bezeichnete Gericht. 

§ 797 Abſ. 5 findet entſprechende Anwendung. 

Der Senat kann Vorſteher von Güteſtellen ermächtigen, vor der Güteſtelle geſchloſſene Vergleiche 
für vollſtreckbar zu erklaren. Die Ermächtigung erſtreckt ſich nicht auf diejenigen Fälle, in denen die 
Vollſtreckungsklauſel nur auf Anordnung des Vorſitzenden erteilt werden kann. Über Einwendungen, 
welche die Zuläſſigkeit der Vollſtreckungsklauſel betreffen, entſcheidet das im Abſ. 1 bezeichnete Gericht. 
Im $ 798 treten an die Stelle der Worte „drei Tage“ die Worte „eine Woche“. 

Im S 813 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „eintauſend Mark“ die Worte „eintauſend Gulden“. 
Im $ 921 Abſ. 2 Satz 1 fallen die Worte „eine nach freiem Ermeſſen zu beſtimmende“ fort. 

Im Satz 2 fällt das Wort „ſolchen“ fort. 

Im $ 925 Abf. 2 fallen die Worte „nach freiem Ermeſſen zu beſtimmenden“ fort. 

Im $ 927 Abſ. 1 tritt an Stelle der Worte „zu einer nach freiem Ermeſſen zu beſtimmenden“ 
das Wort „zur“. 
§ 948 erhält folgende Faſſung: 

Die öffentliche Bekanntmachung des Au'gebots erfolgt durch Anheftung an bie Gerichtstafel und 
durch einmalige Einrückung in den Danziger Staatsanzeiger, ſofern nicht das Geſetz für den betreffen 
den Fall eine abweichende Anordnung getroffen hat. 

Das Gericht kann anordnen, daß die Einrückung noch in andere Blätter und zu mehreren 
Malen erfolge. 


. 8 1020 Satz 3 erhält folgende Faſſung: 


Das Verbot iſt durch Anheftung an die Gerichtstafel und durch einmalige Einrückung in den 
Danziger Staatsanzeiger öffentlich bekanntzumachen. 
§ 1042 erhält folgende Faſſung: 

$ 1042. 

Aus dem Schiedsſpruch findet die Zwangsvollſtreckung nur ftatt, wenn er durch Beſchluß für 
vollſtreckbar erklärt iſt. 

Der Beſchluß ijt nicht zu erlaſſen, wenn fid) der Spruch über eine geſetzliche Vorſchrift hinweg— 
geſetzt hat, auf deren Innehaltung die Parteien rechtswirkſam nicht hätten verzichten können. 

Wird binnen einer vom Gerichte zu beſtimmenden Friſt nachgewieſen, daß die Klage auf Auf— 
hebung des Spruches erhoben ijt, jo ijt die Beſchlußfaſſung bis zur Erledigung des Rechtsſtreits 
auszuſetzen. 
§ 1043 fällt fort. 

8 1044 erhält folgende Faſſung: ; 
S 1044. 

Die Klage auf Aufhebung eines für vollſtreckbar erklärten Schiedsſpruchs ijt vor Ablauf ber 
Notfriſt eines Monats zu erheben. 

Die Friſt beginnt mit dem Tage, an welchem die Partei von dem Aufhebungsgrunde Kenntnis 
erhalten hat, jedoch nicht vor eingetretener Rechtskraft des Beſchluſſes, welcher den Spruch für voll— 
ſtreckbar erklarte. Nach Ablauf von zehn Jahren, von dem Tage der Rechtskraft des Beſchluſſes an 
gerechnet, iſt die Klage unſtatthaft. 

Wird der Schiedsſpruch aufgehoben, ſo iſt zugleich der ihn für vollſtreckbar erklärende Beſchluß 
aufzuheben. 

Hinter § 1044 wird folgende Vorſchrift iQ: 
8 1044 a. 

Hat ſich der Schuldner in einem von ben Schiedsgerichte vermittelten Vergleiche der ſofortigen 
Zwongsvollſtreckung unterworfen, ſo findet die Zwangsvollſtreckung aus dem Vergleiche ſtatt, wenn er 
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durch Beſchluß für vollſtreckbar erklärt iſt. Der Beſchluß darf nur ergehen, wenn der Vergleich unter 
Angabe des Tages ſeines Zuſtandekommens von den Schiedsrichtern und den Parteien unterſchrieben 
und auf der Gerichtsſchreiberei des zuſtändigen Gerichts niedergelegt iſt. 
Der Beſchluß iſt nicht zu erlaſſen, wenn der Vergleich der Rechtswirkſamkeit entbehrt. 
8 1044 Abſ. 3 findet entſprechende Anwendung. 
120. Im $ 1045 Abſ. 1 werden hinter den Worten „richterlichen Handlungen“ die Worte „und zur Er— 
laſſung der in den SS 1042, 1044 a bezeichneten Beſchlüſſe“ eingefügt. 
121. 8 1046 erhält folgende Faſſung: 8 1046. i 


Das im S 1042 Abſ. 1 bezeichnete Gericht ijt auch für die Klagen zuitändig, welche die Un— 
zuläſſigkeit des ſchiedsrichterlichen Verfahrens oder die Aufhebung eines Schiedsſpruchs zum Gegen— 
ſtande haben. 

B. 


Das Bürgerliche Geſetzbuch wird dahin geändert: 

1. Im 8 209 Abſ. 2 tritt hinter Nr. 1 die folgende Vorſchrift: 

la. Die Geltendmachung eines Anſpruchs durch Anbringung eines Güteantrags bei dem Amts— 

gericht oder einer Güteſtelle der im S 495a Abſ. 1 Nr. 1 der Ziwilprozeßordnung bezeich- 
neten Art. 

2. Im S 210 treten hinter das Wort „Klageerhebung“ die Worte „oder durch Anbringung des Güte— 
antrags“ und an Stelle der Worte „wenn die Klage binnen drei Monaten nach der Erledigung des 
Geſuchs erhoben wird“ die Worte „wenn binnen diei Monaten nach der Erledigung des Geſuchs die 
Klage erhoben oder der Güteantrag angebracht wird.“ 

Hinter § 212 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

8 212 a. 

Die Unterbrechung durch Anbringung des Güteantrags dauert bis zur Erledigung des Gütever— 
fahrens und, wenn an dieſes Verfahren ſich ein Streitverfahren unmittelbar anſchließt, nach Maßgabe 
der SS 211, 212 fort. Gerät das Güteverfahren dadurch, daß es nicht betrieben wird, in Stillſtand, 
jo finden die Vorſchriften des & 211 Abſ 2 entſprechende Anwendung. Wird der Güteantrag zurück— 
genommen, ſo gilt die Unterbrechung der Verjährung als nicht erfolgt. 

4. 8 213 erhält folgenden Wortlaut: 

Auf die Unterbrechung durch Zuſtellung eines Zahlungsbefehls im Mahnverfahren finden die 
Vorſchriften des S 212 a entſprechende Anwendung. Die Unterbrechung gilt als nicht erfolgt, wenn 
der Zahlungsbefehl feine Kraft verliert (S 701 der Zivilprozeßordnung). 


C. 
S 
Die Entlaſtungsverordnung vom ee 1 S. 2: 
Danziger Geſetz vom 25. März 1925 (Danziger Geſetzbl. S. 110), erhält unter Aufhebung aller übrigen 
Beſtimmungen folgende Faſſung: ` 
Verfahren bis zum Urteil. 
8 7. 
Mit Einverſtändnis der Parteien kann das Gericht eine Entſcheidung ohne mündliche Verhandlung 
treffen. Die Verkündung der Entſcheidung wird durch ſchriftliche Mitteilung erſetzt; bei Urteilen iſt die 
Urteilsformel durch Zuſtellung mitzuteilen. 


e 


zuletzt geändert durch 


8 8. 

Ein gemäß § 7 ohne mündliche Verhandlung geführtes Verfahren ſteht hinſichtlich der Gerichts— 
koſten und der Anwaltsgebühren einem Verfahren mit mündlicher Verhandlung gleich. Wird nach einem 
Beweisaufnahmeverfahren ohne mündliche Verhandlung entſchieden, ſo ſteht dem Rechtsanwalt in jedem 
Falle die erhöhte Verhandlungsgebühr (§ 17 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte) zu. 


Schiedsurteil. 
8 18. 

Bei Rechtsſtreitigkeiten, über deren Gegenſtand die Parteien einen Vergleich zu ſchließen berechtigt 
ſind, hat das zuſtändige Gericht erſter oder zweiter Inſtanz auf den übereinſtimmenden Antrag beider 
Parteien durch Schiedsurteil zu entſcheiden. Der Antrag kann Toon mit der Einreichung der Klageſchrift 
oder der Berufungsſchrift und bis zum Schluſſe der mündlichen Verhandlung geſtellt werden. 

Iſt der im Abſ. 1 bezeichnete Antrag geſtellt, ſo beſtimmt das Gericht ſein Verfahren unbeſchadet 
der Vorſchrift des S 78 der Zivilprozeßordnung nach freiem Ermeſſen. Das Schiedsurteil ſteht einem im 
ordentlichen Verfahren ergangenen rechtskräftigen Endurteil gleich. Mit Einverſtändnis der Parteien kann 


Scht:dsurteil außer in den Fällen des § 579 ber Zivilprozeßordnung auch ſtatt, wenn der Partei in dem 
Verfahren das rech liche Gehör nicht gewährt war oder das Schiedsurteil, abgeſehen vom Falle des Ein— 
verſtändniſſes der Parteien, nicht mit Gründen verſehen ijt. 

Die Gerichtskoſten und Anwaltsgebühren beſtimmen fid) in den Fällen des Abſ. 1 nach den für 
das ordentliche Verfahren geltenden Vorſchriften, jedoch werden die in dem Verfahren entſtehenden Gerichts— 
gebühren mit Ausnahme der Prozeßgebühr nur zur Hälfte erhoben. 


8 19. 

Im Falle des § 18 ijt das Gericht, wenn die Parteien dies in dem Antrag übereinſtimmend ver— 
langen, mit einem Richter als Vorſitzenden und zwei nicht richterlichen Beiſitzern, die volljährig ſein müſſen, 
zu beſetzen. In dieſem Falle tritt als Richter im Verfahren vor den Amtsgerichten der Amtsrichter, im 
Verfahren vor dem Landgericht und dem Obergericht der Vorſitzende der Kammer oder des Senats oder 
ein von ihm zu beſtimmendes Mitglied ein; ein Handelsrichter darf nicht beſtimmt werden. Benennen beide 
Parteien übereinſtimmend den Vorſitzenden oder ein beſtimmtes Mitglied mit Zuſtimmung des Benannten, 

ſo ſoll tunlichſt dieſer als Richter eintreten. Von den Beiſitzern benennt jede Partei einen; Streitgenoſſen 
können nur gemeinſchaftlich einen Beiſitzer benennen. | 

Die Parteien haben bei Stellung ihres Antrags die Beiſitzer zu benennen und deren ſchriftliche | 
Erklärung, daß fie zur Übernahme des Amtes bereit find, beizufügen. Unterläßt dies eine Partei, jo ſetzt 
ihr das Gericht, im Verfahren vor dem Landgericht und dem Obergericht der Vorſitzende der Kammer oder 
des Senats, zur Nachholung der Benennung eine Friſt. Nach fruchtloſem Ablauf der Friſt weiſt das 
Gericht den Antrag zurück. Das gleiche gilt, wenn ein Beiſitzer nach der Übernahme des Amtes ausſcheidet 
und die Partei, die ihn benannt hat, nicht innerhalb einer ihr zu ſetzenden Friſt einen anderen Beiſitzer benennt. 

Hinſichtlich der Ausſchließung und Ablehnung gelten für die Beiſitzer die gleichen Vorſchriften wie 
für Richter. Die Entſcheidung erfolgt durch das Gericht in der ordentlichen Beſetzung und iſt endgültig. 

Die Beiſitzer ſind zur Führung ihres Amtes verpflichtet. Im Falle ihres Fernbleibens von einer 
Sitzung finden die für das Ausbleiben eines Sachverſtändigen geltenden Vorſchriften entſprechende Auwendung. 

Die Beiſitzer haben Anſpruch auf Vergütung aus der Staatskaſſe nach Maßgabe der Vorſchriften 
über die Entſchädigung von Sachverſtändigen. Die gerichtliche Feſtſetzung (8 17 "bj. 1 der Gebühren- 
ordnung für Zeugen und Sachverſtändige vom 10. Juni 1914 (Reichsgeſetzbl. S. 214) in der Faſſung der 
Verordnung vom 1. November 1923 (Geſetzbl. S. 1184) erfolgt durch den Richter, der den Vorſitz geführt 
hat; Beſchwerden werden im Aufſichtsweg entſchieden. Die Parteien haben einen zur Deckung der Ver⸗ 
gütung ausreichenden Vorſchuß an die Staatskaſſe zu zahlen; die Vorſchriften des Abſ. 2 Satz 2 und 3 
finden entſprechende Anwendung. 

Die Parteien können untereinander und mit den Beiſitzern vereinbaren, deren Vergütung ſelbſt zu 
übernehmen. In dieſem Falle finden die Vorſchriften des Abſ. 5 keine Anwendung; die den Parteien durch 
die Vergütung der Beiſitzer entſtehenden außergerichtlichen Koſten ſind jedoch nur bis zu der aus Abſ. 5 ſich 
ergebenden Höhe erſtattungsfähig. 

Im übrigen finden auf die Beiſitzer die Vorſchriften der 88 90—32, Dl des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes entſprechende Anwendung. 8 90 

Im amtsgerichtlichen Verfahren ijt bei Streitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche, ſofern der 
Wert des Streitgegenſtandes zur Zeit der Einreichung der Klage 50 Gulden nicht überſteigt, ohne Rückſicht | 
auf bie Anträge der Parteien nach den Grundſätzen des § 18 zu verfahren. S 19 findet in dieſem Falle 
keine Anwendung. 8 2 


Der Senat beſtimmt, wann und in welchem Umfang dieſe Verordnung außer Kraft tritt. 
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von einer ſchriftlichen Begründung Abſtand genommen werden. Die Nichtigkeitsklage findet gegenüber dem 


— — 
— — 


Danzig, am 18. Januar 1927. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Schwartz. 


11 Verordnung 
zur Abänderung des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes und der Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 
Vom 18. 1. 1927. 
Auf Grund des S 1 des Geſetzes vom 29. November 1926 (Geſetzbl. S. 317) wird folgendes 
mit Geſetzeskraft verordnet: | | 
Das Deutſche Gerichtskoſtengeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung (Geſetz vom 14. Juni 
1923 mit Abänderungen vom 10. Auguſt, 4. September, 99. und 23. Oktober, 3. November 1923, 


eg 


u 


D ! 


4 


26. Januar, 4. und 15. März und 25. September 1924, 16. Februar und 9. März 1926, Geſetzbl. 1923 
S. 668, 856, 949, 1091, 1101, 1242, Geſetzbl. 1924 S. 17, 41, 47, 425, Geſetzbl. 1926 S. 31 und 65) 
wird dahin geändert: 


T 


9. 


Im S 21 werden zwiſchen die Worte „erhoben“ und „die“ bie Worte eingefügt „die nach Lage 
der Akten erlaſſen werden (Zivilprozeßordnung SS 251 a, 381 a) ſowie für Urteile“. 
Hinter $ 30 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 
8 30 a. 
Für das Verfahren über Anträge auf Vollſtreckbarerklärung eines Schiedsſpruchs oder eines 
von einem Schiedsgericht vermittelten Vergleichs (Zivilprozeßordnung SS 1042, 1044 a) wird die 
volle Gebühr (S 8) erhoben. i 


Hinter 8 31 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 


§ 31 a. 
Für das Güteverfahren wird die Hälfte der Gebühr (88) erhoben. § 29 findet entſprechende 
Anwendung. 
Das Verfahren bleibt gebührenfrei, wenn ein Mahnverfahren vorausgegangen iſt. 
Für das dem Güteverfahren nachfolgende Prozeßverfahren wird, unbeſchadet der Vorſchriften 
im $ 29, bie Prozeßgebühr (S 20 Nr. 1) nur zur Hälfte erhoben. 
Im 8 34 werden als Nr. 3 folgende Vorſchriften eingeſtellt: 
3. für das Verfahren über Anträge auf Erteilung der Vollſtreckungsklauſel bei Vergleichen, die 
vor einer Güteſtelle der im § 495 a Abſ. 1 Nr. 1 der Zivilprozeßordnung bezeichneten Art 
geſchloſſen find (S 797 a der Zivilprozeßordnung). 


. 8 96 erhält folgende Faſſung: 


8 36. 

Wird in einem Rechtsſtreit ein Vergleich vor dem Gerichte geſchloſſen, ſo wird ein Viertel 

der Gebühr (§ 8) erhoben, inſoweit der Wert des Vergleichsgegenſtandes den Wert des Streit— 
gegenſtandes überſteigt. 


Hinter S 74 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 


8 74a. 


Der Termin zur Güteverhandlung ſoll, ſofern nicht dem Antragſteller Gebührenfreiheit zuſteht 
oder die Vorausſetzungen für die Bewilligung des Armenrechts vorliegen, erſt nach Zahlung der 
erforderten Gebühr beſtimmt werden, es ſei denn, daß glaubhaft gemacht wird, daß dem Antrag- 
ſteller die alsbaldige Zahlung der Gebühr mit Rückſicht auf feine Vermögenslage Schwierigkeiten 
bereiten würde. S 74 Abſ. 2 Satz 2 gilt entſprechend. 

Der Eintritt in das Streitverfahren oder die Anberaumung eines Termins hierzu iſt erſt 
nach Zahlung der erforderten Prozeßgebühr zuläſſig. Dies gilt nicht, wenn der Antrag auf 
Eintritt in das Streitverfahren oder auf Anberaumung eines Termins hierzu von dem Antrags- 
gegner geſtellt iſt. : 

II. 
Die Deutſche Gebührenordnung für Rechtsanwälte in der für Danzig geltenden Faſſung (Reichs 


geſetz vom 20. Mai 1898) (R. G. Bl. S. 692), vom 1. Juni 1909 (R. G. Bl. S. 475), vom 22. Mai 1910 
(R. G. Bl. S. 767), vom 9. September 1915 (R. G. Bl. S. 562), vom 8. November 1916 (R. G. Bl. S. 1263), 
vom 1. April 1918 (R. G. Bl. S. 173), vom 18. Dezember 1919 (R. G. Bl. S. 2113), Geſetz vom 
23. Dezember 1921 (Geſetzbl. S. 313), vom 12. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 651), vom 22. Oktober 1923 
(Geſetzbl. S. 1091), vom 23. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1101), vom 3. November 1923 (Geſetzbl. S. 1242), 


vom 


26. Januar 1924 (Geſetzbl. S. 17), vom 4. März 1924 (Geſetzbl. S. 41), vom 15. März 1924 


(Geſetzbl. S. 47), vom 25. September 1924 (Geſetzbl. S. 425), vom 16. Februar und 9. März 1926 
(Geſetzbl. S. 31 und 65) und 7. Januar 1927 (Geſetzbl. S. 1) wird dahin geändert: \ 


Je 


2. 
8. 


8 16 erhält folgende Faſſung: d 

Für eine nicht ſtreitige Verhandlung Debt dem Rechtsanwalt bie Verhandlungsgebühr nur 
zu fünf Zehnteilen zu. Dieſe Minderung tritt nicht ein, wenn die Entſcheidung nach Lage 
der Akten (Zivilprozeßordnung § 331 a) beantragt wird ſowie in Rechtsſtreitigkeiten der im 
8 21 des Gerichtskoſtengeſetzes bezeichneten Art, ſofern der Kläger verhandelt. Sie tritt ferner 
nicht ein, wenn der Berufungskläger ein Verſäumnisurteil beantragt. 
Im 8 24 wird hinter die Worte „§ 797 Abſ. 1, 3“ die Zahl „797 a“ eingefügt. 
Im S 37 Abſ. 1 wird die Zahl „510 c" geftrichen. Die Abf. 2, 3 fallen fort. 


Tenne ee eee 
/ WT. Nt ie eus MITT ! 1 
D ( d 


T 


ec 


ae c 


1 


A 


"A Um ose 


Fe BONS CNN MTS ES 


42 
4. Im S 38 erhält Abſ. 2 folgenden Wortlaut: : 

Die Gebühren in Nr. 1 und 2 werden ſowohl auf bie in einem nachfolgenden Güteverfahren 
zuſtehende Gebühr wie auf die in einem nachfolgenden Rechtsſtreit zuftehende Prozeßgebühr 
angerechnet. ö 

5. Hinter § 38 wird ſolgende Vorſchrift eingeſtellt: 
§ 88a. 

Im Güteverfahren erhält der Rechtsanwalt die Sätze des §9. Auf die in dem nachfolgenden 
Rechtsſtreit zuſtehende Prozeßgebühr wird die Gebühr voll angerechnet. 

6. Hinter S 40 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 
S 40a. 

Im Verfahren über Anträge auf Vollſtreckbarerklärung eines Schiedsſpruchs oder eines von 
einem Schiedsgericht vermittelten Vergleichs (Zivilprozeßordnung SS 1042, 1044 a) erhält der 
Rechtsanwalt die Sätze des § 9. 

Wird die Klage auf Aufhebung des Schiedsſpruchs gemäß § 1042 Abſ. 3 der Zivilprozeß⸗ 
ordnung erhoben, ſo wird die Gebühr auf die in dieſem Rechtsſtreit zuſtehende Prozeßgebühr 
angerechnet. : S 

Danzig, am 18. Januar 1997. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Schwartz. 


12 i! Rechts verordnung 
zur Vereinfachung der Verwaltung (Verwaltungsgerichts barkeit). 
Vom 7. 1. 1927. 


Auf Grund des $ 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 99. November 1926 (Gejebblatt Seite 317) 
wird folgendes verordnet: 
Artikel J. 


Bu 

An die Stelle des Steuergerichts, des Bezirksausſchuſſes, der Stadtausſchüſſe ſowie der an ihre 
Stelle tretenden Kollegien (8 4 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883) tritt das Verwaltungs- 
gericht, das den Aufgabenkreis dieſer Behörden übernimmt. 

8 8. 

Das Verwaltungsgericht beſteht aus ſtändigen und ehrenamtlichen Mitgliedern. 

Alle Mitglieder des Verwaltungsgerichts haben als ſolche richterliche Unabhängigkeit. 

. Die jtändigen Mitglieder müſſen die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungs— 
dienſt haben und können im Nebenamt tätig ſein; für ſie können Stellvertreter beſtellt werden, 
welche denſelben Anforderungen genügen müſſen. 

4. Die ſtändigen Mitglieder unterliegen in dieſer ihrer Eigenſchaft den Vorſchriften des Geſetzes betr. 
die Dienſtvergehen der Richter vom 7. 5. 1851 (Geſ. S. S. 218) bezw. des Geſetzes vom 26. 3. 1856 
(Geſ. S. S. 201) ſowie des Danziger Geſetzes vom 6. 7. 1923 (Geſ. Bl. S. 763). Sie werden, 
ſoweit ſie im Hauptamt tätig ſind, auf Lebenszeit, im übrigen für die Dauer ihres ſonſtigen 
Hauptamtes ernannt. Der Vorſitzende des Verwaltungsgericht?s muß im Hauptamt tätig fein. 

s 8 8. 

Bei dem Verwaltungsgericht werden Kammern gebildet. Darunter muß mindeſtens eine 
Kammer für Steuerſachen ſein. Die Kammern entſcheiden in der Beſetzung von 5, darunter 3 ehren— 
amtlichen Mitgliedern. Soweit nach beſonderen Geſetzen eine andere Beſetzung zuläſſig iſt, verbleibt 
es dabei. 


vw m 


$ 4. 

Der Senat beſtellt den Vorſitzenden des Verwaltungsgerichts ſowie die Vorſitzenden und 
ſtändigen Mitglieder der Kammern und ihre Vertreter. Der Vorſitzende des Verwaltungsgerichts 
iſt zugleich Vorſitzender der 1. Kammer. Der Vorſitzende der Kammer für Steuerſachen muß Beamter 
der Steuerverwaltung ſein. Das andere ſtändige Mitglied muß die Befähigung zum Richteramt haben 
und darf nicht Beamter der Steuerverwaltung ſein. 


—— — 


43 


8 5. 

1. Die ehrenamtlichen Mitglieder des Verwaltungsgerichts unb ihre Vertreter in der erforderlichen Zahl 
werden von den Organen der Selbſtverwaltung auf je 4 Jahre gewählt. Als wahlberechtigte 
Organe der Selbſtverwaltung gelten 

1. die Stadtbürgerſchaft in Danzig, 
2. in Stadtkreiſen die Stadtverordnetenverſammlungen, 
3. in Landkreiſen der Kreisausſchuß. 
Das Amt iſt ein Ehrenamt, jedoch kann eine angemeſſene Entſchädigung für Aufwand und 
entgangenen Arbeitsverdienſt zugeſtanden werden. N 
2. Wählbar ſind Danziger Staatsangehörige, die mehr als 25 Jahre alt ſind, mindeſtens ſeit einem 
Jahr im Gebiet der Freien Stadt Danzig wohnen und direkte Steuern zahlen. Im übrigen 
gelten wegen der Wählbarkeit und der Ablehnung der Wahl ſinngemäß die Vorſchriflen, bie nach 
dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz für Schöffen gelten. Es ſoll ferner nicht berufen werden, wer wegen 
Steuerhinterziehung oder Verletzung der Geheimhaltungspflicht beſtraft iſt. Ablehnung der Wahl 
ijt zuläſſig. 
3. Die Wahl verliert ihre Wirkung mit Aufhören einer der Bedingungen, die für die Wählbarkeit 
vorgeſchrieben find. 
4. Die 88 52 bis 54 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes gelten entſprechend; der Vorſitzende des Ver⸗ 
waltungsgerichts entſcheidet endgültig nach Anhörung der Beteiligten. 
5. Die näheren Beſtimmungen über die Wahl der Mitglieder und über die Zahl und Einberufung 
der Vertreter und ihre Verteilung auf die einzelnen Kammern erläßt der Senat. : 
6. Unterlaſſen bie Organe ber Selbſtverwaltung trotz Aufforderung die Wahl von Mitgliedern des 
Verwaltungsgerichts, ſo werden dieſe vom Senat ernannt. 


8 6. 
§ 17 des Gewerbeſteuergeſetzes vom 8. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 563) bleibt aufrecht erhalten. 
8 7. 
Die ehrenamtlichen Mitglieder des Verwaltungsgerichts werden von dem Vorſitzenden durch 


Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet, ohne Anſehen der Perſon nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen zu 


verfahren und über alle Angelegenheiten, welche geheim zu halten ſind, Verſchwiegenheit zu bewahren, 
Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſe nicht unbefugt zu verwerten und insbeſondere in Steuerſachen die 
Verhandlungen und die hierbei zu ihrer Kenntnis gelangenden Verhältniſſe der Steuerpflichtigen 
ſtrengſtens geheim zu halten. T 


Die ehrenamtlichen Mitglieder des Verwaltungsgerichts können auf Antrag des Vorſitzenden 
des Verwaltungsgerichts aus den Gründen, die die Entfernung eines Staatsbeamten aus ſeinem Amte 
rechtfertigen, ihrer Stelle enthoben werden. Über den Antrag entſcheidet das Oberverwaltungsgericht im 
Beſchlußverfahren; dieſes kann anordnen, daß das Mitglied bis zur Erlaſſung des Beſchluſſes ſein Amt 
nicht auszuüben habe. f gé 

Das Verfahren vor dem Verwaltungsgericht richtet jid) nach bem beſtehenden Vorſchriften. Die 
Vorſitzenden der Kammern des Verwaltungsgerichts haben die Befugniſſe, die nach den geltenden 
Vorſchriften den Vorſitzenden der in $ 1 aufgeführten Behörden übertragen ſind. 

S 10. | 

Bis zur Neuwahl der ehrenamtlichen Mitglieder auf Grund der vorſtehenden Beſtimmungen 
bleiben die ehrenamtlichen Mitglieder des Bezirksausſchuſſes ſowie des Steuergerichts als ehrenamtliche 
Mitglieder des Verwaltungsgerichts im Amte. 

8 11. 

An bie Stelle des vorläufigen Oberverwaltungsgerichts (Verordnung des Staatsrats vom 

9. 4. 1920, Staatsanz. S. 40) tritt das Oberverwaltungsgericht. 
8 12. 

Das Oberverwaltungsgericht ijt oberſte Spruch⸗ und Beſchlußbehörde in Verwaltungs- und 
Steuerſachen. Es iſt insbeſondere zuſtändig: 

a) für alle Sachen, welche nach den für die Freie Stadt Danzig geltenden deutſchen Geſetzen das 


Preußiſche Oberverwaltungsgericht, der Provinzialrat, das Bundesamt für das Heimatweſen, das 
Landeswaſſeramt ſowie der Reichsfinanzhof zuſtändig geweſen ſind; 
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b) für Rechtsmittel und Beſchwerden: 
1. gegen Entſcheidungen des Verwaltungsgerichts, ſoweit dieſe Entſcheidungen nicht endgültig ſind, 
2. gegen Entſcheidungen der Kreisausſchüſſe in Angelegenheiten der allgemeinen Landesverwaltung, 
ſoweit nicht das Verwaltungsgericht zuſtändig iſt. i 


8 13. 

Der Senat beſtellt den Vorſitzenden und die Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts; ſie müſſen 
die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienſt haben und können auch im 
Nebenamt tätig ſein. Für die Angelegenheiten, in denen bisher das Landeswaſſeramt zuſtändig geweſen 
ijt, werden zur Mitwirkung als Richter Perſonen beſtellt, die ein techniſches Staats- ober Kommunalamt 
ober ein Lehramt an einer höheren techniſchen Lehranſtalt ausüben oder ausgeübt haben. § 2 Abſ. 4 
findet auf die Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts Anwendung. Der Vorſitzende und mindeſtens 
ein weiteres Mitglied müſſen im Hauptamt tätig ſein. Im Falle der Behinderung des Vorſitzenden 
geht der Vorſitz auf das dienſtälteſte hauptamtliche Mitglied und bei Behinderung der hauptamtlichen 
Mitglieder auf das bei der Entſcheidung mitwirkende Mitglied über, welches dem Dienſtalter nach und 
bei gleichem Dienſtalter der Geburt nach das älteſte Mitglied iſt. 


$8 14. 
Das Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht richtet fij nach den bisherigen Vorſchriften. 
Das Oberverwaltungsgericht entſcheidet in Beſchlußſachen in der Beſetzung von 3, in Streitſachen in der 
Beſetzung von 5 Mitgliedern einſchl. des Vorſitzenden. Soweit in den Geſetzen eine Abweichung hiervon 
vorgeſchrieben iſt, verbleibt es hierbei. In Angelegenheiten, in denen das Landeswaſſeramt zuſtändig 
geweſen iſt, entſcheidet das Oberverwaltungsgericht ſtets in der Beſetzung von 5 Mitgliedern, von denen 
2 techniſche Vorbildung haben müſſen. 


8 15. 
Der Senat kann dem Oberverwaltungsgericht Fragen der Auslegung der Verwaltungs- und 
Steuergeſetze zur Begutachtung vorlegen. 9 16 


Die Befugniſſe des Vorſitzenden richten ſich nach dem Geſetz betr. die Verfaſſung der Ver⸗ 

waltungsgerichte und das Verwaltungsſtreitverfahren. Der Vorſitzende führt die Geſchäftsaufſicht. 
5 8 17. 

Auf die Zuteilung eines Nebenamtes oder einer Nebenbeſchäftigung an die hauptamtlichen 
Mitglieder des Verwaltungsgerichts und des Oberverwaltungsgerichts finden die für die Richter der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit geltenden Vorſchriften des S 6 des Geſetzes vom 21. Oktober 1924 (Geſetzbl. 
S. 487) ſinngemäß Anwendung. s 18 


Der Senat erläßt die zu dieſer Rechtsverordnung erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen. 
8 19. 
Die S8 18 bis 23 des Steuergrundgeſetzes vom 11. Dezember 1922 (Gef. Bl. S. 57 ff.) werden 
RK Artikel II 


8 1. 
Der 8 114 des Zuſtändigkeitsgeſetzes erhält folgende Faſſung: 
114. 


(1) Über Anträge auf Erteilung der Erlaubnis 
a) zum Betriebe 

1. der Gaſtwirtſchaft oder Schankwirtſchaft, des Kleinhandels mit Branntwein oder 
Spiritus ($ 33 Gew. O.); 0 

2. des Gewerbes der Pfandleiher oder Pfandvermittler und des Handels mit Giften 
(834 Gew. O.); 

3. des Gewerbes eines Stellenvermittlers (8 1 des Geſetzes vom 2. Juni 1910); 

4. des Handels mit Altmetall und der Wechſelſtuben (§S 34a. Gew. O.); 

b) für diejenigen, die gewerbsmäßig in ihren Wirtſchafts- oder ſonſtigen Räumen Singſpiele, 
Geſangs⸗ und deklamatoriſche Vorträge, Schauſtellen von Perſonen oder theatraliſche Vor⸗ 
ſtellungen (Gew. O. 8 33a), ohne daß ein höheres Intereſſe der Kunſt oder Wiſſenſchaft 
dabei obwaltet, öffentlich veranſtalten oder zu deren öffentlicher Veranſtaltung ihre Räume 
benutzen laſſen wollen ($ 33a Gew. O.); ‚ 

entſcheidet in den Gemeindebezirken mit ſtaatlicher Polizeiverwaltung der Polizeipräſident in Danzig, 
in Stadtkreiſen ohne ſtaatliche Polizeiverwaltung der Magiſtrat, in den anderen Gemeinden der 
Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes. 
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(2) Vor ber Entſcheidung über Anträge zu a) und b) ijf bie Gemeindebehörde, über Anträge zu a) 4 
auch die Handelskammer zu hören. 
(3) Wird die Erlaubnis gegen den Widerſpruch ber Gemeindebehörden erteilt, jo ſteht dieſer die Klage 
an das Verwaltungsgericht zu. 
(4) Wird die Erlaubnis verſagt, ſo ſteht dem Antragſteller das Recht der Klage an das Verwaltungs⸗ 
gericht zu. 
6) Die Entſcheidung des Verwaltungsgerichts iſt endgültig. 
8 2. 
§ 119 des Zuſtändigkeitsgeſetzes erhält folgende Faſſung: 
8 119. 


(1) Über die Zurücknahme der Erlaubnis zum Betriebe der im $ 114 Zuſt. Geſ. bezeichneten Gewerbe 
ſowie über die Unterſagung ber in $ 35 der Gewerbeordnung bezeichneten Gewerbebetriebe ent" 
ſcheidet in den Gemeinden mit ſtaatlicher Polizeiverwaltung der Polizeipräſident zu Danzig, in 
Stadtkreiſen ohne ſtaatliche Polizeiverwaltung der Magiſtrat, in den andern Gemeinden der 
Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes. 

(2) Die Zurücknahme der Erlaubnis oder die Unterſagung darf erſt erfolgen, nachdem 

a) die Gründe der beabſichtigten Zurücknahme oder Unterſagung den Gewerbetreibenden eröffnet 
worden ſind und ihnen eine Friſt von mindeſtens 3 Tagen zur Erklärung gegeben worden iſt; 

b) der Gewerbetreibende mit Friſt von mindeſtens einer Woche aufgefordert worden iſt, den 
Gewerbebetrieb einzuſtellen. 

(3) Gegen die auf Zurücknahme der Erlaubnis ober Unterſagung des Gewerbebetriebes lautende Ent- 
ſcheidung ſowie gegen eine Entſcheidung, die die Unterſagung ber Ausführung oder Leitung eines 
Baues gegenüber dem Einſpruch aufrecht erhält (88 53 a, 54 Gew. O.) ſteht dem Gewerbetreibenden 
das Recht der Klage an das Verwaltungsgericht zu. 

8 8. 
Der 8 117 des Zuſtändigkeitsgeſetzes erhält folgende Faſſung: 
BOLT. 


(1) Über, Anträge auf Erteilung von Wandergewerbeſcheinen und über die Rücknahme von Wander- 
gewerbeſcheinen entſcheidet der Polizeipräſident zu Danzig. 
(2) Gegen bie Verſagung oder Rücknahme des Wandergewerbeſcheins ſteht dem Beteiligten das Recht 
der Klage an das Verwaltungsgericht zu. 
(3) Die Entſcheidung des Verwaltungsgerichts iſt endgültig. 
8 4. 
Hinter $ 117 des Zuſtändigkeitsgeſetzes ift folgender 8 117 a einzufügen: 


117a. 
(1) Für bie Entſcheidung über : 
a) die Erteilung und Zurücknahme der Erlaubnis zum Betriebe des in 8 42 b Abſ. 1 der 
Gewerbeordnung bezeichneten Gewerbes, 
b) bie Unterſagung des im § 42 b Abſ. 1 Gew. O. bezeichneten Gewerbebetriebes mit den im 
8 59 Ziffer 1 unb 2 Gew. O. aufgeführten Waren und Erzeugniffen, falls eine ſolche Unter⸗ 
ſagung nach $ 42 b Abſ. 3 zugelaſſen iſt, 
e) die Unterſagung des ohne Wandergewerbeſchein zuläſſigen Gewerbebetriebes im Umherziehen 
(8 59a Gew. O.), 
d) die Verſagung einer Gewerbelegitimationskarte (8 44 a (bj. 6 Gew. O.), 
e) die Zurücknahme einer Gewerbelegitimationskarte oder einer Legitimationskarte zum Aufſuchen 
von Warenbeſtellungen ober zum Auflaufen von Waren (8 44 a Abſ. D, 
f) die Genehmigung des Druckſchriftenverzeichniſſes im Wandergewerbebetriebe (856 Abſ. 4 Gew. O.), 
E) die Unterſagung ber in 8 37 Gew. O. bezeichneten Gewerbebetriebe, i 
iſt in den Gemeinden mit ſtaatlicher Polizeiverwaltung der Polizeipräſideut zu Danzig, in Stadt⸗ 
kreiſen ohne ſtaatliche Polizeiverwaltung der Magiſtrat, in den übrigen Gemeinden der Landrat 
als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes zuſtändig. 

(2) Gegen bie Verſagung oder Zurücknahme der Erlaubnis zu a), der Verſagung oder Zurücknahme 
der Gewerbelegitimationskarte oder der Legitimationskarte zum Aufſuchen von Warenbeſtellungen 
ober zum Aufkaufen von Waren zu d) und e), gegen die Unterſagung des Gewerbebetriebes in den 
Fällen zu b, c, g und gegen die Entſcheidung durch die die Genehmigung des Druckſchriften⸗ 
verzeichniſſes zu f) verſagt wird, ijt das Recht der Klage an das Verwaltungsgericht gegeben. 

(3) Die Entſcheidung des Verwaltungsgerichts ijt endgültig. 
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8 5. 


Die Klage an das Verwaltungsgericht ift innerhalb zwei Wochen nach Zuſtellung der Ent- 
ſcheidung bei der Behörde, deren Entſcheidung angefochten wird, oder bei dem Verwaltungsgericht einzureichen. 


8 6. 
Die auf $ 121 des Zuſt. Gef. beruhenden Verordnungen 
vom 31. Dezember 1883 (Geſ.⸗S. 1884 S. 7), 
„ 30. Juli 1900 (Geſ.⸗S. S. 308), 
„ 4. Februar 1907 (G.⸗S. S. 27), 
„ 21. September 1923 (G.⸗Bl. S. 982) und 
„ 25. Juli 1910 (G.⸗S. S. 155) 
werden aufgehoben. 
Artikel III. 


In der Verordnung betr. die Kompetenzkonflikte zwiſchen den Gerichten und den Verwaltungs— 
behörden vom 1. Auguſt 1879 (Geſetzdamml. S. 573) ijt in 8 2 Abſ. 1 an Stelle der Worte „Oberlandes- 
gericht zu Berlin“ zu ſetzen: „Obergericht“. 


Danzig, den 7. Januar 1927. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Sahm. Dr Frank. 
13 Ausführungs verordnung 
zur Rechtsverordnung vom 7. Januar 1927 zur Vereinfachung der Verwaltung (Verwaltungs⸗ 
j gerid)tsbarteit). 


Vom 14. 1. 1927. 


Auf Grund des 8 18 der Rechtsverordnung vom 7. Januar 1927 zur Vereinfachung ber Verwaltung 
(Verwaltungsgerichtsbarkeit) beſtimmt der Senat: 


8 1. j 

Das Verwaltungsgericht tritt mit dem Inkrafttreten ber Rechtsverordnung vom 7. Januar 1927 
in Wirkſamkeit. 

8 2. 

Bei bem Verwaltungsgericht werden 3 Kammern gebildet. Die I. Kammer bearbeitet die bisher 
zur Zuſtändigkeit des Bezirksausſchuſſes und der Stadtausſchüſſe von Danzig und Zoppot gehörenden 
Angelegenheiten. Die II. Kammer (Kammer für Steuerſachen) bearbeitet die Steuerſachen mit Ausnahme 
der Gewerbeſteuerſachen. Die III. Kammer (Kammer für Gewerbeſteuerſachen) bearbeitet die Gewerbeſteuer— 
ſachen und die Umſatzſteuerſachen. 

Mit dem Inkrafttreten der Rechtsverordnung vom 7. Januar 1927 gehen ſämtliche beim Bezirks- 
ausſchuß und den Stadtausſchüſſen von Danzig und Zoppot anhängigen Angelegenheiten in der Lage, in 
der ſie ſich befinden, auf das Verwaltungsgericht I. Kammer, ſämtliche beim Steuergericht anhängigen Sachen 
auf das Verwaltungsgericht II. und III. Kammer über. 


8 3. 
Die Geſamtzahl der für das Verwaltungsgericht zu wählenden ehrenamtlichen Mitglieder beträgt 
für die I. Kammer 8, für die Steuerkammer 16 Mitglieder. Von dieſer Geſamtzahl ſind zu wählen: 
a) durch die Stadtbürgerſchaft von Danzig 4 Mitglieder der I. Kammer, 8 Mitglieder der Steuer⸗ 
kammer 
b) durch die Stadtverordnetenverſammlung von Zoppot und durch die Kreisausſchüſſe Danziger 
Höhe, Danziger Niederung und Großes Werder je ein Mitglied für die I. Kammer und je zwei 
Mitglieder für die Steuerkammer. 
Jedes ehrenamtliche Mitglied iſt zugleich Vertreter aller anderen für die gleiche Kammer gewählten 
Mitglieder. 
8 4. 
Der Vorſitzende des Verwaltungsgerichts hat nach Anhörung von wirtſchaftlichen Intereſſenver⸗ 
bänden im Benehmen mit den Kammervorſitzenden Wahlvorſchläge zu machen. Die Wahlvorſchläge binden 
die wahlberechtigten Organe nicht. bs 


Die Wahlen haben tunlichſt bald, ſpäteſtens bis zum 20. Februar 1927 ſtattzufinden. Bis zum 
1. März 1927 iſt dem Vorſitzenden des Verwaltungsgerichts über das Ergebnis der Wahlen zu berichten. 
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8 6. 

Die erſte Wahlperiode endet am 31. Dezember 1930. Rechtzeitig vor ihrem Ablauf hat ber Vor⸗ 
ſitzende des Verwaltungsgerichts die Vornahme der Neuwahlen herbeizuführen. 

Werden im Laufe der Wahlperiode Erſatzwahlen erforderlich, jo hat der Vorſitzende des Ver⸗ 
waltungsgerichts das Erforderliche zu veranlaſſen. 

8 7. 

Die ehrenamtlichen Mitglieder erhalten für Aufwand und entgangenen Arbeitsverdienſt Entſchädi⸗ 
gungen nach den Beſtimmungen, die jeweils für die Entſchädigung der Schöffen, Geſchworenen und Ver⸗ 
trauensperſonen gelten. is 

Die Zuſammenſetzung der Kammer für Gewerbeſteuerſachen beſtimmt ſich nach S 17 des Gewer be⸗ 
ſteuergeſetzes vom 8. Mai 1923 (Geſetzbl. 563). 

8 9. 
Ziele Verordnung tritt gleichzeitig mit der Rechtsverordnung vom 7. Januar 1927 in Kraft. 


Danzig, den 14. Januar 1927. 


A. IV. 1. 199. Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Schwartz. 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,00 G, b) für 
den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 2,25 G, c) i" den Staatsanzeiger für bie Freie 
Stadt SCH Teil II 5,00 G. Beſtellungen haben bei der 20 0 digen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte ſiehe 
1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 1,20 G. 

Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum — 0,40 Gulden. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


Staatsanz. 
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